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HAUPTRESULTATE DER ANALYSE 

DER A B S T IM M U N G  VOM 23.09.2012

Am 23. September 2012 gelangten drei Vorlagen vor das Volk: der Bundesbeschluss über 
die Jugendm usikförderung, die eidgenössische Volksin itiative «Sicheres Wohnen im A lter» 
und die eidgenössische Volksin itiative «Schutz vor Passivrauchen». Einzig der Bundesbe­
schluss über die Jugendm usikförderung wurde angenommen (m it 72.7% Ja-Stim m en]; die 
beiden Volksinitiativen wurden sowohl vom Volk als auch von den Ständen verworfen, wobei 
«Sicheres Wohnen im A lte r»  m it einer recht knappen M ehrheit abgelehnt wurde (52.6% der 
Stim m bevölkerung und 13,5 Kantone]. Die Stim m beteiligung betrug 41.5%, was leicht unter 
dem D urchschnitt der letzten 20 Jahre liegt (ca. 44%).

Bedeutung der Vorlagen, Stimm beteil igung und Meinungsbildung

Den drei Abstim m ungsvorlagen wurde re la tiv  wenig Bedeutung beigemessen, insbesonde­
re was die Bedeutung « fü r das Land» betraf. Von den drei Vorlagen wurde dem Bundesbe­
schluss über die Jugendm usikförderung noch die grösste Bedeutung beigemessen, obwohl 
dieser während der Kampagne weder besonders um stritten  noch Gegenstand grösser De­
batten war. Um gekehrt stuften die befragten Personen die Initiative gegen Passivrauchen 
als unbedeutendste der drei Vorlagen ein, obwohl sie die heftigste Kampagne auslöste.

Die Stim m beteiligung stieg am 23. September m it zunehmendem A lter noch s tä rker als 
üblich an: die 18- bis 29-Jährigen blieben der Urne fern (von den jungen Stim m berechtigten 
stim m te nur jede r Zehnte ab), und bei den über 60-Jährigen beteiligten sich etwa zwei D rit­
tel. Die Stim m beteiligung w ar ausserdem bei Personen m it einem guten Bildungsstand und 
vor a llem  bei jenen höher, die sich s ta rk  fü r  Politik interessieren. In der Anhängerschaft der 
SVP w ar die Stim m beteiligung ungewöhnlich tie f (29%) und bei Personen ohne Parte ivor­
lieben höher als sonst.

Die Stimmenden hatten beim Bundesbeschluss über die Jugendm usikförderung und bei der 
Initiative gegen Passivrauchen keine Mühe, sich eine Meinung zu bilden. Bei der Initiative 
«Sicheres Wohnen im A lte r»  fie l ihnen die Meinungsbildung schon etwas schwerer, aber 
diese w ar trotzdem  nicht überdurchschn ittlich  schw ierig. Das äusserte sich in einer späte­
ren Entscheidungsfindung als bei den anderen beiden Vorlagen.

Bundesbeschluss über die Jugendmusikförderung

Die Kampagne zum Bundesbeschluss über die Jugendm usikförderung fie l verhalten aus 
und wurde fast ausschliesslich von den Verfechterinnen geführt. Deshalb ist es nicht e r­
staunlich, dass der Bundesbeschluss m it einem hohen Ja-Ante il (72.5%) angenommen
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wurde. Bei den Anhängerinnen der Parteien, die die Ja-Parole vertra ten (SP, CVP, Grüne 
und Grünliberale), stim m ten sogar m ehr a ls 80% dafür. Jenen beiden Parteien, die gegen 
die Vorlage eintraten, der SVP und den FDP.Liberalen, ist es nur teilweise gelungen, ihre 
Anhängerschaft zu m obilis ieren: Diese haben m ehrhe itlich fü r die Vorlage gestim m t (60- 
62%). Die von den Stimmenden beurte ilte Bedeutung der Vorlage « fü r das Land» beein­
flusste ihren Entscheid vie l s tä rker als bei den meisten Volksabstim m ungen: Je grösser 
die Bedeutung, die sie dem Bundesbeschluss über die Jugendm usikförderung beimassen, 
desto eher nahmen sie ihn an.

Der Ja-S tim m en-Ante it w ar bei den Frauen deutlich höher (80%| als bei den Männern (65%). 
Die unter 39-Jährigen und über 70-Jährigen legten etwas häufiger ein Ja in die Urne als die 
S tim m berechtigten der anderen A ltersklassen. Auch das Einkommen des Haushalts w irk te  
sich auf die Akzeptanz aus -  und zwar vor a llem  an den beiden Enden der E inkom m ensska­
la: Der Ja-S tim m en-Ante il w ar überdurchschnittlich gross bei Haushalten, die ein E inkom­
men von unter CHF 3000 haben (90%), und unterdurchschn ittlich  bei den vermögenderen 
Stim m berechtigten (64%). Personen, die selbst ein M usik instrum ent spielen, nahmen die 
Vorlage besonders häufig an (83%), jedoch nicht jene, bei denen jemand im Haushalt Musik 
macht (75%).

Analysiert man, wie die Vorlage inhaltlich wahrgenom m en wurde, s te llt sich heraus, dass 
die Stimmenden das Konzept der M usikförderung gut verinnerlich t haben. M usikförderung, 
die auch im T ite l des Bundesbeschlusses steht, wurde von 45% der Stimmenden genannt. 
Von den Stimmenden wurden zudem zur Umschreibung des Inhalts der Vorlage drei w eite­
re Elemente genannt: g le ichberechtigter Zugang zu Musik (15%), finanzielle Unterstützung 
durch den Staat (15%) und die Verankerung in der Verfassung (13%).

Zur Begründung der Annahme des Verfassungsartike ls wurde am häufigsten die Bedeu­
tung der Musik fü r die Jugendlichen, die Menschen überhaupt und die Gesellschaft ange­
füh rt (58%). A ls weitere Gründe wurden Argum ente in Bezug auf die persönliche Situation 
(16%), der Wunsch nach Förderung der Chancengleichheit (13%) und allgem eine be fü rw o r­
tende Argum ente (9%) genannt. Bei den Nein-Stimmenden waren drei Gründe vorwiegend: 
Musik gehört nicht in die Verfassung (31 %), Musik ist keine P rio ritä t (24%) und die heutige 
Situation ist zufriedenstellend (21 %). Mehr a ls die Hälfte der Stimmenden hatte Mühe, mehr 
als einen Grund fü r ihren Stim m entscheid zu nennen.

Die Untersuchung der Haltung der Stimmenden zu den vier Hauptkampagnenargumenten 
ergibt eine starke Polarisierung zwischen Befürw orterinnen und Gegnerinnen. Aus dieser 
Analyse geht aber auch hervor, dass die Pro-Argum ente insgesam t viel besser aufgenom ­
men wurden als die Kontra-Argum ente. Zu diesen gab es zudem viel m ehr befragte Perso­
nen, die unentschieden waren (10 bis 21 %), was verm utlich auf die verhaltene Kampagne 
des gegnerischen Lagers zurückzuführen ist.
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Eidgenössische Volksinitiative «Sicheres Wohnen im A lte r»

Nachdem das Schweizer Volk schon zwei Initiativen zum Bausparen am 11. März 2012 und 
am 17. Juni 2012 verw orfen hatte, lehnte es auch die Volksinitiative des Hauseigentüm er­
verbands Schweiz (HEV Schweiz] zum sicheren Wohnen im A lte r ab. Bei der S tim m entschei- 
dung spielte die Identifizierung m it einer Partei nur eine bescheidene Rolle. Während die 
Anhängerschaft der SP, der Grünen und der SVP sich an die Parole ih re r Partei hielt, s tim m ­
ten Personen, die der FDP nahestehen, fü r die Initiative, obwohl die FDP die Nein-Parole 
herausgegeben hatte. Fast die Hälfte (48%) der Anhängerinnen der CVP nahm die Initiative 
tro tz der Nein-Parole dieser Partei an. Erheblich mehr ins Gewicht fie l die Bedeutung, die 
die Stimmenden der Vorlage fü r sich selbst beimassen. Stimmende, fü r die die Vorlage per­
sönlich sehr w ichtig war, nahmen sie zu 79% an, und jene, die sie sehr unwichtig fanden, 
lehnten sie zu 94% ab. Unter den soziodemografischen M erkm alen spielte das A lte r über­
haupt keine Rolle beim Stim m entscheid tro tz der von der Gegnerschaft angeführten Un­
gleichbehandlung der Generationen. Hingegen w irk te  sich aus, ob die Stimmenden Mieter 
oder Eigentüm er sind: Unter den W ohneigentümern nahmen 55% der Personen die Initiative 
an, während dieser Anteil unter den M ieterinnen nur 37% betrug. A llerd ings stim m ten bei 
den W ohneigentüm erlnnen hauptsächlich ä ltere Personen fü r die Initiative. Dieser U nter­
schied unter den W ohneigentüm erlnnen ist bei den 60-und über 60-Jährigen signifikant.

Die Stimmenden betrachteten die Initiative vor allem  unter dem Gesichtspunkt der Ab­
schaffung des E igenm ietwerts und der entsprechenden finanziellen Vorteile. Nur 2% der 
Stimmenden ste llten eine Verbindung zur Ungleichbehandlung her. Ja-Stimmende m ach­
ten hauptsächlich das Argum ent geltend, der E igenm ietwert sei ein fik tiver Ertrag, und 
hoben hervor, dass die Besteuerung des E igenm ietwerts aufzuheben sei. Erst an zweiter 
Stelle wurde die Möglichkeit fü r Pensionierte genannt, ihr Eigenheim zu bewahren. Nein- 
Stimmende nannten vor allem  die Ungleichbehandlung der Generationen sowie von Mietern 
und Eigentümern. Die beiden weiteren häufigsten Gründe fü r das Nein waren, dass die Ab­
schaffung des E igenm ietwerts nur einen Teil der Bevölkerung betreffe und die Initiative zu 
Steuerausfällen führen würde.

Zwar wurde die Initiative abgelehnt, doch den Kampagnenargumenten der B e fü rw o rte rin ­
nen stim m te eine M ehrheit der befragten Personen zu. Der Erfolg der Argumente des geg­
nerischen Lagers w ar durchzogen. Abgesehen vom Argum ent, wonach die Initiative eine 
Ungleichbehandlung der Generationen und von Mietern und Eigentümern zur Folge hätte, 
wurden säm tliche Gegenargumente zur Initiative von den Stimmenden abgelehnt. Daraus 
ergibt sich eine Diskrepanz zwischen dem Abstim m ungsergebnis (Ablehnung der In itia ­
tive] und der Verteilung der Zustim m ung zu den Argumenten (zu Gunsten der Initiative). 
Anscheinend w ar das Argum ent der D iskrim in ierung zwischen den Generationen und zw i­
schen Eigentümern und Mietern ausschlaggebend fü r die Ablehnung der Initiative. Für d ie­
se Hypothese spricht auch, dass Ungerechtigkeit spontan von 43% der Nein-Stimmenden 
genannt wurde. In der Schweizer Bevölkerung scheint jedenfa lls der Schuldenabbau und die 
Abschaffung der Besteuerung (im weiteren Sinn) des E igenm ietwerts recht breite Zustim ­
mung zu finden.
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Eidgenössische Volksinitiative «Schutz vor Passivrauchen»

Die Volksinitiative w ar von der Lungenliga gemeinsam mit der Schweizerischen H erzstif­
tung, der Krebsliga Schweiz und der FMH eingereicht worden. Diese kritis ie rten  die lücken­
hafte Bundesgesetzgebung beim Schutz vor Passivrauchen und propagierten eine einheit­
liche landesweite Lösung. Sie wurde ziem lich deutlich von 66% der S tim m bevölkerung und 
m it der Ausnahme von Genf von allen Kantonen und Halbkantonen verworfen.

Breitere Zustimmung fand die Volksin itiative bei Personen, die sich links einstufen und linke 
Parteien wählen (die SP insbesondere], sowie bei jenen, die den Bundesbehörden ein s tä r­
keres Vertrauen entgegenbringen, obwohl sie auch von diesen in absoluten Zahlen nie an­
genommen wurde. Personen, die von ih re r W erthaltung her eher fü r staatliches Eingreifen 
in die W irtschaft, politischen Zentra lism us, eine moderne Schweiz und Chancengleichheit 
fü r Schweizerinnen und Ausländerinnen sind, stim m ten der Initiative eher zu, was aber a lle r 
W ahrscheinlichkeit nach eine Folge ih re r Positionierung auf der L inks-Rechts-Achse ist.

Der Ante il Ja-Stim m en w ar bei Personen m it einem höheren Bildungsstand und bei ju n ­
gen Menschen grösser. In der Westschweiz wurde ausserdem die Volksin itiative häufiger 
angenommen. Beim Zusammenhang zwischen Landesteil und Stim m entscheid w irk te  sich 
jedoch die Tatsache aus, dass in allen W estschweizer Kantonen strengere Vorschriften fü r 
den Schutz vor Passivrauchen gelten; darunter waren m ehr Kantone, die die Initiative an­
genommen haben.

Der grösste E influssfaktor auf den Stim m entscheid war, ob die Stimmenden Raucher oder 
N ichtraucher sind. Wenn jemand rauchte, füh rte  dies sowohl d irek t als auch unter Berück­
sichtigung a lle r anderen Faktoren (politische und soziodemografischel sehr deutlich zu der 
Ablehnung der Initiative.

Untersucht man, w ie der Inhalt der Vorlage von den Schweizer S tim m berechtigten w ahrge­
nommen wurde, s te llt man fest, dass die im Abstim m ungskam pf zentralen Gesundheitsar­
gumente nicht w irk lich  aufgenommen wurden. Die befragten Personen -  darunter vor allem 
die N ichtraucherlnnen -  nannten in e rs te r Linie eine klarere Regelung des Rauchverbots. 
Der zweite w ichtige Faktor der Initiative, der Harm onisierungsbedarf bei den Vorschriften 
zum Passivrauchen auf nationaler Ebene, der im Abstim m ungskam pf sehr präsent war, 
wurde von 27% der Befragten genannt. Dieses Argum ent wurde vor allem  von den Raucher­
innen angeführt.

Bei den Ja-Stim m enden w ar die Prävention der schädlichen Folgen des Passivrauchens 
der w ichtigste Grund. Dieser Grund wurde von N ichtraucherlnnen logischerweise stärker 
betont a ls von den (wenigen) Raucherinnen, die der Initiative zustim m ten. Ein zweiter w ich ti­
ger Grund fü r die Annahme der Initiative w ar die persönliche Ablehnung des Rauchens (und 
vor allem  des störenden Geruchs). Auf die Bedeutung einer landesweiten Harm onisierung 
wies nur ein k le iner Teil der Ja-Stim m enden zur Begründung ihres Entscheids hin. Dieses 
Argum ent wurde vor allem  von den Raucherinnen angeführt. Bei den Nein-Stimmenden
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fielen -  besonders bei den Raucherinnen -  die Befürchtung zu grösser E ingriffe in die per­
sönliche Freiheit und die Ablehnung übertriebener Verbote ins Gewicht. Häufig wurde als 
Argum ent angeführt, dass die Initiative überflüssig sei, da die gegenwärtigen Vorschriften 
längst ausreichten.

Die Argum ente spalteten insgesam t die Stim m bevölkerung nur geringfügig und wurden oft 
von einem grossen Teil der befragten Personen unterstü tz t (unabhängig davon, ob es Ja- 
oder Nein-Argum ente waren, und wie diese abstimmten]. Das einzige Argum ent, das die 
Stimmenden po laris ie rte , war, dass der jetzige Schutz der Angestellten unzureichend sei. 
61 % der Ja-Stim m enden und nur 15% der Nein-Stimmenden schlossen sich dem Argum ent 
an (in dieser Gruppe lehnten es 76% ab).

Zur Methode

Die Analyse der Abstim m ung vom 23. September 2012 in diesem Bericht beruht auf den 
Ergebnissen der VOX-Befragung 108. Das Forschungsinstitu t gfs.bern führte  die Befragung 
durch und die Abteilung fü r Politikw issenschaft der Universität Genf analysierte die erhobe­
nen Daten. Die Daten wurden anhand von standard isierten Telefoninterviews erhoben, die 
im Schnitt rund 22 Minuten dauerten und von 69 Befragerinnen von zu Hause aus durchge­
fü h rt wurden. Das Forschungsinstitu t gfs.bern besass dabei als K on tro llins titu t die Mög­
lichkeit, die Interviews ohne Vorankündigung zu beaufsichtigen. Die Untersuchung beruht 
auf einer repräsentativen Befragung, die in der ganzen Schweiz innerhalb von zwei Wochen 
nach der Volksabstim m ung durchgeführt wurde Die Stichprobe um fasst 1501 stim m be­
rechtigte Personen und die Stichprobenziehung erfo lgte in einem dreistufigen Zufa llsver­
fahren -  Landesteile, Haushalte und in diesen Haushalten lebende Personen, wobei 53.3% 
der Personen dieser Stichprobe aus der Deutschschweiz, 26.7% aus der Westschweiz und 
20% aus der ita lienischen Schweiz stam m en (ungewichtet). Mit einer Ziehung im Z u fa llsver­
fahren und einer Verteilung der Prozentwerte von 50:50 ergibt sich bei unserer Stichprobe 
von 1501 Personen eine Fehlerm arge von rund ±2.4% m it einer P lausib ilitä tsschwelle von 
95%. Vorsicht bei der Interpretation der Daten ist dort geboten, wo die Subsamples klein 
sind und die Verteilung der Prozentwerte zugleich ausgeglichen ist. In solchen Fällen kön­
nen aufgrund des grösseren S tichprobenfehlers keine Aussagen über M ehrheitsverhältn is­
se gemacht werden
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Tabelle 1: Ergebnisse in Prozent der Stimmenden gesamtschweizerisch und pro Kanton

Stimmbeteiligung

in%

Jugendmusik-
förderung

% Ja

Initiative 
Sicheres 
Wohnen 

% Ja

initiative
Passivrauchen

% Ja

Schweiz A I.5 72.7 47.4 34.0

ZH 43.7 74.3 47.9 32.9

BE 40.5 71.5 41.3 30.3

LU 44.9 70.5 49.0 30.8

UR 36.7 57.0 48.0 22.2

sz 47.2 55.9 52.0 25.0

o w 46.0 62.1 45.5 27.9

NW 47.6 56.8 48.5 27.6

GL 35.1 65.3 55.4 34.9

ZG 49.0 71.0 47.2 30.4

FR 36.4 72.6 43.5 33.9

SO 41.0 74.2 51.2 29.0

B5 46.9 81.6 36.2 41.6

BL 38.5 75.7 49.4 39.6

SH 61.4 69.2 55.9 28.9

AR 46.5 62.6 51.0 31.5

AI 38.1 57.2 44.9 23.8

SG 46.8 67.3 51.7 32.3

GR 34.9 73.0 47.7 31.0

AG 39.3 74.5 54.8 29.8

TG 53.3 68.9 53.7 33.0

TI 41.8 75.8 51.8 39.1

VD 39.3 75.4 35.9 38.3

VS 42.8 69.7 45.1 31.8

NE 56.1 75.9 48.2 35.6

GE 43.8 82.5 52.7 51.8

JU 34.4 75.4 42.1 28.1

Quelle: h ttp ://w w w .adm in .ch  [vorläufige Ergebnisse]
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B E D E U TU N G  DER VORLAGEN. ST IM M B E TE IL IG U N G  

UND M E IN U N G S B IL D U N G

Am 23. September 2012 gelangten drei Vorlagen vor das Volk: der Bundesbeschluss über 
die Jugendm usikförderung, die eidgenössische Volksin itiative «Sicheres Wohnen im A lter» 
und die eidgenössische Volksin itiative «Schutz vor Passivrauchen». Einzig der Bundesbe­
schluss über die Jugendm usikförderung wurde von Volk und Ständen angenommen (mit 
72.7% Ja-Stimmen); die beiden Volksinitiativen wurden sowohl vom Volk als auch von den 
Ständen verw orfen -  «Sicheres Wohnen im A lter» m it einer recht knappen M ehrheit (52.6% 
der S tim m bevölkerung und 13,5 Kantone).

Bedeutung der Vorlagen

Die befragten Personen wurden au fgefordert anzugeben, welche Bedeutung sie den drei 
Vorlagen fü r das Land und fü r sich persönlich auf einer Skala von 0 (keinerlei Bedeutung) 
bis 10 (sehr grosse Bedeutung) beimessen. Den drei Abstim m ungsvorlagen wurde re lativ 
wenig Bedeutung beigemessen, insbesondere was die Bedeutung «für das Land» betraf 
(Tabelle 1.1). In dieser H insicht liegen die drei Vorlagen unter dem Durchschnitt der letzten 
zehn Jahre (6,9); die Bedeutung « fü r sich selbst» ist näher beim Durchschnitt und beim 
Bundesbeschluss über die Jugendm usikförderung sogar le icht darüber. Der Bundesbe­
schluss wurde von den befragten Personen als w ichtigste Vorlage wahrgenommen, obwohl 
er weder besonders um stritten  war, noch zu hitzigen Diskussionen während der Kampagne 
führte . Um gekehrt s tuften die befragten Personen die Initiative über den Schutz vor Pas­
sivrauchen als unbedeutendste der drei Vorlagen ein, obwohl sie die heftigste Kampagne 
auslöste.
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Tabelle 1.1: Bedeutung der Vorlage für das Land und die befragte Person in Prozent der  
Befragten

Jugendmusik-
förderung

Initiative Sicheres 
Wohnen

Initiative
Passivrauchen

Bedeutung fü r ... das Land fü r sich das Land fü r sich das Land fü r  sich
(%) (%) (%) (%) [%) (%)

Sehr gering IO, 1] 12 12 5 11 11 14
Gering (2-4) 21 21 13 24 17 23
D urchschnittlich (5) 15 15 22 21 18 21
Gross (6-8) 30 30 43 30 39 29
Sehr gross (9,10) 22 22 17 14 16 12

Arithm etisches 6.6 5.7 6.3 5.3 5.7 5.0
M itte l (n) (1409) (1391) (1348) (1342) (1403) (1424)

©  Universität G e n f/g f s.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen V olksabstim m ung vom 23.09.2012.

Stimmbeteil igung

Die Stim m beteiligung betrug 41.5%, was le icht unter dem Durchschnitt der letzten zwan­
zig Jahre liegt (44%]. Je höher das A lte r der S tim m berechtigten, desto grösser is t die Be­
teiligung jeweils. Am 23. September tra f dies besonders s ta rk  zu (Tabelle 1.2): die 18- bis 
29-Jährigen blieben der Urne fern (von den jungen S tim m berechtigten stim m te nur jeder 
Zehnte ab), während sich bei den über 60-Jährigen etwa zwei D ritte l beteiligten. Die S tim m ­
beteiligung war bei Personen m it einem guten Bildungsstand höher und der Z ivilstand 
schien sie zu beeinflussen: Ledige gingen deutlich weniger zur Urne als verheiratete oder 
in Partnerschaft zusammenlebende, geschiedene/getrennte Personen und W itwen/W itwer. 
A llerd ings hängt dies m it dem A lte r zusammen, da unter den Ledigen m ehr junge Menschen 
sind. Die S tim m beteiligung war bei Männern und Frauen gleich.
Wie üblich war das Interesse fü r Politik der ausschlaggebende Faktor fü r  die S tim m bete ili­
gung. Bei Personen, die sich «sehr» fü r Politik  interessieren, betrug die Stim m beteiligung 
77%, bei jenen, die sich «überhaupt nicht» dafür interessieren, nur 9%. Die Einstufung auf 
der Links-Rechts-Achse w irk te  sich kaum auf die Stim m beteiligung aus, sie variierte  hinge­
gen je nach Parte iverbundenheit nach einem eher ungewöhnlichen Muster: Die Beteiligung 
der SVP-Anhängerschaft w ar sehr gering (nur 29%), darüber hinaus entsprach sie bei Per­
sonen, die keine Parte ivorliebe haben, dem Durchschnitt, obwohl sie in dieser Personen­
gruppe norm alerweise tie fe r ist.
N im m t man die soziodemografischen Merkmale, die enger m it den Abstim m ungsvorlagen 
Zusam menhängen, s te llt man fest, dass Raucherinnen nicht m ehr abstimmten (sogar w e­
niger)' als N ichtraucherlnnen, Personen, die selbst Musik machen oder jemanden in der 
Familie haben, der m usiziert, häufiger abstim m ten als die anderen  und dass Wohneigentü- 
merlnnen ebenfalls häufiger  abstim m ten als M ieterinnen.

1 Die geringe Beteiligung der Raucher und gelegentlichen Raucher ist zum Teil auf das A lte r zurückzu­
führen, denn die jungen S tim m berechtigten (die sich kaum beteiligten] sind in diesen beiden K ategori­
en übervertre ten.
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Tabelle 1.2: Stimmbeteiligung nach sozialen und politischen M erkm alen  in Prozent
der Stimmenden

M erkm ale/Kategorien in% N Korrelations­
koeffizient*

Total VOX (gewichtet] 42.9 1496

Alter V =.43***
18 bis 29 Jahre 9 304
30 bis 39 Jahre 29 290
40 bis 49 Jahre 48 233
50 bis 59 Jahre 59 236
60 bis 69 Jahre 68 216
70 Jahre und darüber 62 216
Zivilstand V=.18***
Lediq 28 352
Verheirate t/Lebenspartnerschaft 47 924
Geschieden 54 105
W itwer/W itwe 45 108
Bildung V=.25***
Hoher Bildunqsstand 58 600
M ittle re r Bildunqsstand 32 812
Niedriger B ildungsstand 38 85
Interesse für Politik V=.51***
Sehr inte ressiert 77 261
Ziemlich inte ressiert 57 621
Interessiert mich nicht w irk lich 16 447
Überhaupt nicht in te ressiert 9 141
Parteiverbundenheit V=.15***
SP -  Sozialdemokratische Partei 50 200
CVP -  Christlichdem okratische Volkspartei 48 105
FDP. Die Liberalen 44 159
SVP -  Schweizerische Volkspartei 29 193
Grüne Partei [46! 46
Grünliberale (57) 54
Andere Partei 55 132
Keine Partei 42 373
Raucherin V=.16***
Ja 34 331
Geleqentlich 26 133
Nein 48 1030
Musikinstrument V=.15***
Ja, ich selbst 58 236
Ja, ich selbst und jemand im Haushalt 52 105
Ja, jemand im Haushalt 44 306
Nein 37 850
Wohnform V=.24***
Wohneiqentum 55 691
Genossenschaft [59] 29
Miete 31 773
a Interpretation der statistischen Variablen siehe «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern sind nur ein Trend, da es weniger a ls 50 Fälle sind. Folglich können keine 
statistischen Tendenzen daraus abgeleitet werden.
©  Universität G en f/q fs .be rn : VOX-Analyse der eidgenössischen Volksabstim mung vom 23.09.2012.
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Meinungsbildung -  Schwierigkeit bei der Entscheidungsfindung und Entscheidzeitpunkt

Die Stimmenden hatten beim Bundesbeschluss über die Jugendm usikförderung und bei der 
Initiative über den Schutz vor Passivrauchen keine Mühe, sich eine Meinung zu bilden (Ta­
belle 1.3). Aus der Befragung ging hervor, dass bei beiden Vorlagen weniger als jede zehnte 
Person Mühe hatte, die Konseguenzen eines Ja oder Nein abzuschätzen, die überwiegende 
M ehrheit (90%) hatte keine Mühe, was weit über dem üblichen M itte l (65%) liegt. Bei der 
Initiative «Sicheres Wohnen im A lter» fie l die Meinungsbildung etwas schwerer, trotzdem  
w ar sie nicht überdurchschnittlich schw ierig .2

Dass die Meinungsbildung bei der Initiative zur Aufhebung der E igenm ietwertbesteuerung 
fü r pensionierte W ohneigentüm erlnnen schw ieriger war, äusserte sich darin, dass der 
Stimmentscheid später getroffen wurde: Bei dieser Vorlage entschied sich eine (knappe) 
M ehrheit der Stimmenden in den letzten beiden Wochen der Abstim m ungskam pagne, w äh­
rend der Stim m entscheid fü r  die beiden anderen Vorlagen etwas frühe r feststand.

2 Auf die A uffo rderung, den Inhalt der A bstim m ungsvorlagen zu beschreiben, gaben 81 % der S tim m en­
den eine plausible A n tw o rt zur Initiative gegen das Passivrauchen. Die entsprechenden W erte sind 
etwas tie fe r beim Bundesbeschluss über die Jugendm usikföderung (66%) und die Initiative über die 
Besteuerung des W ohneigentum s 158%).
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Tabelle 1.3: Entscheidzeitpunkt und Schwierigkeit der Meinungsbildung in Prozent
der Stimmenden

Jugendmusik­
förderung

Initiative  
Sicheres Wohnen

Initiative
Passivrauchen

Entscheidzeitpunkt*

Von Anfang an k la r 35 23 37

3 -6  Wochen vor der Abstim m ung 24 26 24

1-2 Wochen vor der A bstim m ung 29 37 28

Letzte Woche vor der A bs tim ­
mung

12 14 10

Schwierigkeit bei der Entscheidung"

Eher le icht 90 64 90

Unentschieden, weiss nicht 4 6 2

Eher schw ierig 6 29 8

a N ur S timmende (N=628).
©  U niversität Genf /  g fs.bern : VOX-Analyse der eidgenössischen Volksabstim m ung vom 23.09.2012.
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B U N D E S B E S C H LU S S  

ÜBER DIE JU G E N D M U S IK F Ö R D E R U N G

Ausgangslage

Volk und die Stände stim m ten am 23. September 2012 über den Bundesbeschluss über die 
Jugendm usikförderung ab. Dieser w ar ein d irekter Gegenentwurf zur Volksin itiative «ju- 
gend + musik», die am 18. Dezember2008 m it über 150'000 U nterschriften eingereicht w o r­
den war. Der Bundesrat und das Parlam ent unterstützten diese Volksin itiative nicht, weil sie 
ih re r Ansicht nach bei der Harm onisierung der musikalischen Bildung zu weit ging und des­
halb die Kantonshoheit beschnitt. Mit dem neuen, durch den Bundesbeschluss eingeführten 
Verfassungsartike l werden Bund und Kantone verpflichtet, die m usikalische Bildung sowie 
im Rahmen ih rer jeweiligen Zuständigkeiten einen hochwertigen M usikunterricht an den 
Schulen zu fördern. Ausserdem erhä lt der Bund die Kompetenz, gesetzgeberisch tätig zu 
werden, wenn es den Kantonen nicht gelingt, die Ziele des schulischen M usikunterrichts 
zu harm onisieren und Grundsätze fü r den Zugang der Jugend zum Musizieren festzulegen. 
Das Initiativkom itee zog seine Initiative zu Gunsten des Gegenentwurfs zurück und schloss 
sich den Verfechterinnen des Bundesbeschlusses an.

Die M itte- und Linksparteien standen einhellig  h in ter dem Bundesbeschluss über die Ju ­
gendm usikförderung -  bekämpft wurde dieser nur von der FDP.Liberalen und der SVP. Für 
sie w ar das geltende System ausreichend, und sie traten fü r den Grundsatz der Kantons­
hoheit und Subsid iarität ein, doch muss ihre Ablehnung re la tiv ie rt werden. Denn weder die 
eine noch die andere Rechtspartei engagierte sich stark in der Abstim m ungskam pagne -  
beide zogen es vor, sich auf die beiden anderen Abstim m ungsvorlagen zu konzentrieren. 
Während der parlam entarischen Beratung hatten die FDP-Vertreterlnnen im Nationalra t 
den Bundesbeschluss zudem einstim m ig un terstü tzt -  genauso wie alle anderen Parteien 
m it Ausnahme der SVP (29% Ja]3. Aus demselben Grund gab es keine intensive Kampag­
ne zu dieser Vorlage, und die Abstim m ungsergebnisse liegen sehr nahe bei der geplanten 
Stimmabgabe, die von der SSR-SRG im August und Anfang September erhoben worden war.

Aussergewöhnlich ist, dass es keine Verbände oder Organisationen gab, die den Bundes­
beschluss ausdrücklich bekämpften. Um gekehrt tra ten der Dachverband der Lehrkräfte, 
jener der Musik- und Jugendm usikorganisationen, der Schweizerische Bauernverband und 
die Gewerkschaften dafür ein. Diese Verfechterinnen sowie die M itte- und Linksparteien 
begründeten ihre Unterstützung m it dem Nutzen des Musizierens fü r die Menschen und 
Gesellschaft insgesamt sowie m it dem Bestreben, einen gleichberechtigten Zugang und ein 
einheitliches Angebot in der m usikalischen Bildung zu gewährleisten.

3 Bei der S chlussabstim m ung w urde der Bundesbeschluss m it 156 S tim m en gegen 31 (8 Enthaltungen) 
im N ationa lra t und m it 30 S timmen gegen 6 (6 Enthaltungen] im S tänderat angenommen.
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Auch wenn in a llen Kantonen eine M ehrheit fü r den Bundesbeschluss stim m te, ergeben 
die aggregierten Ergebnisse einen Stadt-Land-Gegensatz: In den städtischen Kantonen 
w ar der Anteil Ja-Stim m en am höchsten und in den ländlichen Kantonen am tiefsten. In 
den Kantonen Genf (82.5%) und Basel-Stadt (81.6%) w ar der Ja-S tim m en-Ante il üb e rw ä lti­
gend. In vier Kantonen liegt der Ja-S tim m en-A nte il unter 60%: in Schwyz (55.9%) N idw al­
den (56.8%), Uri (57%) und Appenzell-Innerrhoden (57.2%). In der Romandie ist der Kanton 
W allis jener Kanton m it dem tiefsten Ja-S tim m en-A nte il (69.7%).

Das Profil der Stimmenden

Die politischen M erkm ale der Stimmenden haben den Stim m entscheid beeinflusst -  wenn 
auch nur geringfügig. Der Ja-S tim m enanteil n im m t tendenziell ab, je we iter man von links 
nach rechts auf der politischen Achse rückt. Die Abnahme verläu ft aber nicht linear: 79% 
Ja-S tim m enanteil bei den Personen, die sich am weitesten links einstufen, 87% bei denen, 
die sich links einstufen, 76% bei den Stimmenden, die sich in der M itte ansiedeln, 60% bei 
jenen, die rechts stehen und 59% bei jenen, die sich ganz rechts einordnen.

Die politisch in der M itte und links stehenden Stimmenden liegen noch näher beieinander, 
wenn man ihr P rofil anhand der Parte iverbundenheit untersucht. In Übereinstim m ung mit 
den Parte iparolen wurde der neue Verfassungsartike l von der Anhängerschaft der CVF ge­
nauso massiv angenommen (84%) wie von jener der SP (80%). Das gilt auch fü r die G rün li­
beralen (80% Ja-Stim m en), die Grünen (100%)4 und die Kategorie «übrige Parteien». Eine 
M ehrheit -  wenn auch eine geringere -  kam auch fü r den Gegenvorschlag zustande bei Per­
sonen, die keiner Partei nahestehen (65%), bei FDP- (62%) und SVP-Anhängerlnnen (60%), 
obwohl diese Parteien empfohlen hatten, den Gegenentwurf abzulehnen.

Bei den Werten w irk ten  sich W ertvorste llungen im Zusammenhang m it staatlichen E ingrif­
fen und Einkom m ensunterschieden s ignifikant auf den Stim m entscheid aus. Wer ve rm ehr­
ten staatlichen E ingriffen in der W irtscha ft positiv gegenübersteht, hat der Vorlage eher 
zugestim m t (82%); Befragte, die diesbezüglich gemischte W erte haben, nahmen sie w en i­
ger häufig an (75%), was auch fü r Personen gilt, fü r die die freie M arktw irtscha ft Vorrang 
haben sollte (65%). Bei Personen, die grosse Einkom m ensunterschiede to lerieren, ist der 
Ja-S tim m en-Ante il geringer (61 %) im Vergleich zu Befragten, die dazu gemischte W ertvor- 
stellungen vertreten, oder solchen, die fü r eine Verringerung der E inkommensunterschiede 
sind (77% bzw. 75%). Trotzdem w irk ten  sich die beiden Faktoren nur schwach aus.

4 Bei den Grünen und G rünlibera len sind die Ergebnisse m it Vorsicht zu geniessen, da die Anzahl der 
Anhängerinnen d ieser beiden Parteien im M uster gering war.
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Hingegen w irk te  sich die Bedeutung, die die Stimmenden der Vorlage « für das Land» bei mes­
sen, massgeblich auf ihren Entscheid aus. Je grösser die beigemessene Bedeutung, desto 
eher haben die befragten Personen dem Bundesbeschluss über die Jugendm usikförderung 
zugestim m t. Der Ja-S tim m en-Ante il ist bei den Personen, die der Vorlage eine sehr geringe 
Bedeutung beimessen, extrem  tie f (18%) oder tief (38%), m itte lhoch bei den Befragten, die 
der Vorlage eine m ittle re  Bedeutung beimessen (56%) und extrem  hoch bei denen, die die 
Vorlage fü r w ichtig halten (89%) oder sehr w ichtig halten (96%). Diese W irkung s te llt sich 
bei den VOX-Analysen im m er heraus -  verm utlich  w e il die Personen, die der Vorlage zuge­
stim m t haben, sie tendenzie ll in der Befragung nach der Abstim m ung a ls w ichtig einstufen, 
während jene, die dagegen gestim m t haben, ihre Bedeutung eher herunterspie len. Hinge­
gen ist die Ausw irkung der beigemessenen Bedeutung in diesem Fall besonders gross. Die­
ses Ergebnis könnte darauf zurückzuführen sein, dass die Verfechterinnen der Ja-Parole in 
der Kampagne vor a llem  m it der Bedeutung d e rM u s ik fü rd ie J u g e n d .d ie  Menschen und die 
Gesellschaft überhaupt argum entierten (siehe Abschnitt über die «Stimmmotive»),
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Tabelle 2.1 : Jugendmusikförderung -  Stimmverhalten nach politischen Merkmalen
in Prozent der Stimmenden

M erkm ale/Kategorien % Ja n Korrelations­
koeffizient*

Total VOX (gewichtet) 72.5 865

Einstufung auf der Links-Rechts-Achseb V =.23***

Links aussen 79 96

Links 87 164

Mitte 76 277

Rechts 60 160

Rechts aussen 59 105

Parteiverbundenheit V=.27***

SP -  Sozia ldem okratische Partei 82 145

CVP -  C hris tlichdem okra tische Volkspartei 84 89

FDP. Die L iberalen 62 138

SVP -  Schweizerische Volkspartei 60 70

Grüne Partei (1001 26

G rünliberale 180] 40

Andere Parteien 80 97

Keine Partei 65 259

W ertvorstellung: Staat -  fre ie r W ettbewerb V=.15***

Mehr Staat 82 147

Gemischt 75 302

Mehr W ettbewerb 65 370

W ertvorstellung: Einkommensunterschiede V=.13»**

Keine E inkom m ensunterschiede 74 261

Gemischt 77 396

Für grosse E inkom m ensunterschiede 61 162

Bedeutung der Vorlage fü r das Land V =.58***

Sehr gering 18 57

Gering 38 137

M itte l 56 146

Gross 89 299

Sehr gross 96 216

“ In terpreta tion der sta tis tischen Variablen siehe «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern sind nur ein Trend, da es weniger als 50 Fälle sind. Folglich können keine 
sta tistischen Tendenzen daraus abgele ite t werden.
©  U niversität Genf /  g fs.bern : VOX-Analyse der eidgenössischen Volksabstim m ung vom 23.09.2012.
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Der Entscheid der Stimmenden zum Bundesbeschluss über die Jugendmusikförderung hing re­
lativ wenig von soziodemographischen Merkmalen ab. So hatte das Alter beispielsweise keine 
eindeutige Wirkung: Der Ja-Stimmen-Anteil liegt in den Altersklassen der 18- bis 29-Jährigen 
und der 30- bis 39-Jährigen (84 beziehungsweise 80%| leicht über dem Durchschnitt; das ist 
auch bei den über 70-Jährigen der Fall (80%). Die 50- bis 59-Jährigen (70%) und 60- bis 69-Jäh­
rigen (71 %) sind näher beim Durchschnitt. Einzig die Gruppe der 40- bis 49-Jährigen schert mit 
einem signifikant tieferen Ja-Stimmen-Anteil aus (61 %).

Bei den Frauen war der Anteil Ja-Stimmen grösser (80%) als bei den Männern (65%). Allerdings 
variiert dies je nach Altersgruppe. Die Differenz zwischen Männern und Frauen ist bei den 19- bis 
29-Jährigen und 30- bis 39-Jährigen geringer. Bei den 40- bis 49-Jährigen kehrt sich das Ver­
hältnis dann um: In dieser Gruppe nahmen nur 59% der Frauen den Bundesbeschluss gegenüber 
63% der Männer an. Die Differenz, welche die bivariate Analyse ergibt, rührt hauptsächlich von 
den drei verbleibenden Altersgruppen her: den 50- bis 59-Jährigen (82% Ja-Stimmen bei den 
Frauen und 61 % bei den Männern), den 60- bis 69-Jährigen (88% gegenüber 58%) und den über 
70-Jährigen (90% gegenüber 72%).

Witwer und Witwen unterscheiden sich mit einem extrem hohen Ja-Stimmen-Anteil (98%) von 
allen anderen Kategorien. Der Stirnmentscheid variiert allgemeiner ziemlich stark im Verhältnis 
zum Zivilstand: «nur» 66% der Geschiedenen nahmen die Vorlage an, bei den Verheirateten wa­
ren es 70% und bei den Ledigen 75%. Bei Witwern und Witwen wirkten sich vermutlich das Alter 
und das Geschlecht auf ihren Entscheid aus: 79% gehören der Altersgruppe der über 70-Jähri- 
gen an und über 80% sind Frauen. Umgekehrt gehören 49% der Ledigen der Altersgruppe der 
18- bis 29-Jährigen an, die die zwei vorher erwähnten Kategorien den Bundesbeschluss annah- 
men.

Der Stimmentscheid fiel an den beiden Enden der Einkommensskala sehr unterschiedlich aus. 
Bei den Personen, die ein m ittleres Einkommen haben, liegt der Ja-Stimmen-Anteil nahe am 
Durchschnitt (70-72%), Personen, die in einem vermögenderen Haushalt leben (Einkommen von 
über CHF 9000) ist dieser Anteil tiefer (64%). Am weitesten vom Durchschnitt entfernt sind Stim­
mende mit einem tiefen Einkommen (unter CHF 3000): In dieser Einkommenskategorie wurde 
der neue Verfassungsartikel massiv angenommen (mit 90%).

Die direkten Interessen der befragten Person oder ihrer Angehörigen spielten beim Stimment­
scheid nur eine untergeordnete Rolle. Zwar ist der Ja-Stimmen-Anteil zum Bundesbeschluss 
über die Jugendmusikförderung bei Personen, die selbst ein Instrument spielen, hoch (83%), 
doch liegt er nicht wesentlich höher als das Gesamtergebnis. Seltsamerweise tr ifft dies nicht 
zu, wenn die befragte Person und jemand in ihrem Haushalt musizieren, oder wenn eine andere 
Person im gleichen Haushalt selbst Musik macht.

Schliesslich sei auch darauf hingewiesen, dass sich trotz der unterschiedlich hohen Annahme in 
den Kantonen weder der Landesteil der befragten Person noch der Wohnort (Stadt-Land) signi­
fikant auf den Stimmentscheid auswirkte.
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Tabelle 2.2: Jugendmusikförderung -  Stimmverhalten nach soziodemografischen
M erkm alen  in Prozent der Stimmenden

M erkm ale/Kategorien % Ja n
Korrelations­

koeffizient'

Total VOX (gewichter) 72.5 865

Total VOX (gewichtet) < II O
» * * #

18 bis 29 Jahre 1841 31

30 bis 39 Jahre 80 105

40 bis 49 Jahre 61 162

50 bis 59 Jahre 70 189

60 bis 69 Jahre 71 204

70 Jahre und da rüber 80 176

Geschlecht V=.16***

Männlich 65 429

W eiblich 80 436

Haushaltseinkommen (Fr./Monat) V=.15**

Bis 3000 90 62

3-5000 72 191

5-7000 74 198

7-9000 71 133

Mehr als 9000 64- 198

Zivilstand V=.16*»*

Ledig 75 128

V erhe ira te t/Lebenspartnerschaft 70 602

Geschieden 66 82

W itw er/W itw e 98 54

Instrum ent zu Hause V=.14***

Ja, ich selbst 83 174

Ja, jem and anders 75 183

Ja, beide 75 71

Nein 67 436

’ Interpreta tion der statis tischen Variablen siehe «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern sind nur ein Trend, da es weniger als 50 Fälle sind. Folglich können keine 
sta tistischen Tendenzen daraus abgeleitet w erden.
©  U niversität Genf /  g fs.bern : VOX-Analyse der eidgenössischen Volksabstim m ung vom 23.09.2012.
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W ahrnehmung

Die M usikförderung (45%), der gleichberechtigte Zugang zur Musik (15%), die E inführung 
einer Unterstützung der Musik durch den Staat (15%) und die Aufnahme in die Verfassung 
(13%) werden von den Stimmenden am häufigsten genannt. 13% der Befragten erinnerten 
sich jedoch nicht an den Inhalt der Vorlage. Die Aufnahme in der Verfassung wurde in teres­
santerweise häufiger von Personen genannt, die den Bundesbeschluss ablehnten (21 %), als 
von Ja-Stim m enden (13%).

Die Abstim m ungsvorlage wurde von Personen, die abgestim m t haben, inhaltlich ganz an­
ders wahrgenom m en als von Stim m berechtigten, die der Urne fernblieben. Unter Letzteren 
war ein grösser Ante il (48%) nicht in der Lage, eine klare Angabe zum Inhalt zu machen. Im 
verbleibenden Ante il wurden hauptsächlich die M usikförderung (25%) und die E inführung 
einer staatlichen Unterstützung fü r die Musik genannt (15%). Nur wenige Personen nannten 
den gleichberechtigten Zugang zu Musik und die Verankerung der Musik in der Verfassung 
(je 5%). Die lückenhafte Erinnerung an den Inhalt der Vorlage bei den Personen, die sich 
der Stimme enthielten, ist auf die geringe Intensität der Kampagne zurückzuführen. Dies 
hat w ahrschein lich die W ahrnehmung des Inhalts bei den Personen beeinträchtigt, die sich 
weniger fü r die Vorlage interessierten.

Tabelle 2.3: Jugendmusikförderung -  Wahrnehmung des Inhalts in Prozent der  
befragten Personen (nur Erstnennungen)

W ahrnehmung* Total Stimmende Nichtstimmende

Jugendm usikförderung 34 506 45 291 25 215

S taatliche U nterstützung 
fü r die Musik

15 225 15 94 15 131

G leichberechtigter Zugang 
zur Musik

9 136 15 93 5 43

Verankerung der Musik 
in der Verfassung

8 125 13 85 5 40

Sonstige A ntw orten 2 29 2 15 2 14

Unentschieden/keine A n tw ort 32 474 13 63 48 411

Total 100 1495 100 641 100 854

* Die Angaben wurden nach der Stimmbeteiligung gewichtet.
© Universität Genf /  gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Volksabstimmung vom 23.09.2012.
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Die Stimmmotive

Ais ersten Grund, nennen die befragten Personen spontan fü r ihre Zustimmung zum Bun­
desbeschluss die Bedeutung der Musik fü r die Jugendlichen. Darauf entfa llen 29% der zu­
erst genannten Gründe und 40% a lle r Nennungen. Nächster Grund: die positive W irkung 
allgem ein fü r Menschen und Gesellschaft [16% der Erstnennungen und 29% a lle r Nennun­
gen). Der letztgenannte Grund ist die ku ltu re lle  Bedeutung der Musik (13% der Erstnennun­
gen und 19% a lle r Nennungen). N im m t man diese drei Argum ente über den angeblichen 
Nutzen des Musizierens zusammen, machen sie 58% der zuerst genannten Gründe und 
88% a lle r genannten Gründe aus. A ls weitere Gründe wurden Argum ente in Bezug auf die 
persönliche Situation, der Wunsch nach Förderung der Chancengleichheit beim Zugang zur 
Musik und allgem eine befürwortende Argum ente genannt.

Bei den Gründen fü r die Ablehnung des Bundesbeschlusses dom inieren drei: Erstens gehö­
re Musik nicht in die Bundesverfassung -  dieser Grund w ird in 31 % der Fälle zuerst genannt 
und in 41 % insgesamt. Es fo lg t das Argum ent, dass Musik keine P rio ritä t sei (24% der E rst­
nennungen und 32% insgesamt) und die heutige Regelung ausreiche (21 % der Erstnennun­
gen und 33% insgesamt). K ritik  an den Kosten spielt hingegen eine untergeordnete Rolle 
(7% der Erstnennungen und 12% insgesamt). Unter den befragten Personen gab es viele 
(unabhängig von ihrem Stimmentscheid), die Mühe hatten, m ehr als einen Grund zu nennen, 
wie der hohe Prozentsatz von «ich weiss nicht» bei allen genannten Gründen belegt (58- 
59%). Das könnte auf die laue Abstim m ungskam pagne zurückzuführen sein, die nicht dazu 
beitrug, dass sich die S tim m berechtigten solide Argum ente zurechtlegten.
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Tabelle 2.4: Jugendmusikförderung -  Stimmmotive (mehrere Antworten möglich)

Spontan genannte Stimmmotive Erst­
nennungen

Alle
Nennungen

% n % n

Ja-Stimmende

Bedeutung der Musik fü r die Jugend 29 182 40 250

Positive W irkung der Musik auf Mensch und G esellschaft 16 102 29 179

Begründung in Bezug auf die persönliche S ituation 16 101 21 132

Chancengleichheit (Zugang und Finanzierung) 13 81 26 161

K u ltu re lle  Bedeutung der Musik 13 80 19 121

Allgem eine Gründe fü r das Ja 9 57 12 77

Andere Gründe fü r das Ja 3 16 4 22

Weiss nicht /  keine A n tw ort 1 9 59 372

Total 100 627 210 1314

Nein-Stimmende

Musik gehört nicht in die Bundesverfassung 31 75 41 99

Musik ist keine P rio ritä t 24 57 32 75

Zufrieden m it der heutigen S ituation 21 51 33 78

K ritik  an den Kosten 7 15 12 28

A llgem eine Gründe fü r das Nein 7 18 12 28

Andere Gründe fü r das Nein 8 20 13 30

Weiss nicht /  keine A n tw ort 1 3 58 139

Total 100 238 201 476

* Total m ehr als 100% wegen M ehrfachantw orten
©  Universität Genf /  g fs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen V olksabstim m ung vom 23.09.2012.
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Pro- und Kontra-Argum ente

Die Argum ente der Verfechterinnen des Bundesbeschlusses stiessen bei den Stimmenden 
auf Anklang. 84% der Stimmenden schlossen sich dem ersten Argum ent an, wonach den 
Jugendlichen Zugang zu einem hochwertigen M usikunterricht unabhängig vom Einkommen 
der Familie zu bieten sei. Bei den Ja-Stim m enden w ar die Unterstützung fü r dieses A rgu­
ment massiv (96%], aber auch die Nein-Stim m enden schlossen sich ihm m ehrhe itlich an 
(54%).

Das zweite Pro-Argum ent, man müsse die Musik in der Verfassung verankern, um ih r den 
gleichen Stellenwert wie dem Sport zu verleihen, spaltete Befü rw orterinnen und Gegne­
rinnen stark: Obwohl es die Stimmenden m ehrhe itlich gutheissen (69%], ergibt sich ein 
deutlicher Kontrast zwischen der massiven Unterstützung der Ja-Stim m enden (88%) und 
der sehr geringen Unterstützung der Nein-Stim m enden (20%).

Auch die Argum ente der Gegnerinnen des Bundesbeschlusses polaris ie rten die V ertre te r­
innen von Pro und Kontra. Besonders t r i f f t  dies auf das erste Argum ent zu, die Förderung 
der M usikbildung sei ausreichend. Es w ird  m ehrhe itlich von den Stimmenden abgelehnt 
(57%), doch ist die Ablehnung bei den Befü rw orterinnen des Bundesbeschlusses besonders 
ausgeprägt (76%), während ihm die Gegnerinnen m it grösser M ehrheit zustim m en (83%).

Das zweite Kontra-Argum ent, wonach M usikförderung durch den Bund m ehr kosten w ü r­
de, ohne w irksam er zu sein, fü h rt zu atypischen Ergebnissen. Es ist zunächst das einzige 
Argum ent gegen den V erfassungsartike l, dem sich eine [relative] M ehrheit der Stimmenden 
anschliesst (42%, gegenüber 38%) und bei dem der Ante il unentschiedener Personen am 
höchsten ist (21%). Die Gegnerinnen des Bundesbeschlusses stim m en diesem Argum ent 
massiv zu (83%), während es die Ja-Stim m enden tendenzie ll ablehnen (50% dagegen, 26 
einverstanden und 25% unentschieden). Angesichts der Ungewissheit, wie viel M ehraus­
gaben die Umsetzung des neuen Verfassungsartike ls über die Jugendm usikförderung ver­
ursachen würde, hätten die Gegnerinnen dieses Argum ent einsetzen können, wenn sie be­
schlossen hätten, sich aktiv an der Kampagne zu beteiligen.
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Tabelle 2.5: Jugendmusikförderung -  Akzeptanz der Pro- und Kontra-Argum ente
bei den Stimmenden in Prozent

Pro-Argumente
Einver­
standen

l%l

Nicht ein­
verstanden 

1%)

Weiss
nicht

(%)

Polari-
sirung'

Jugendliche müssen Zugang zu einem hochwer­ Total 84 13 3
tigen Musikunterricht unabhängig vom Familie­ Ja 96 3 2 70
neinkommen und dem Wohnkanton erhalten. Nein 54 41 6

Musik muss in die Bundesverfassung Total 69 27 4
aufgenommen werden, dam it sie denselben 
S te llenw ert wie der Sport erhä lt.

Ja 88 9 4 85

Nein 20 76 4

Kontra-Argumente
Einver­
standen

%)

Nicht ein­
verstanden 

1%)

Weiss
nicht

1%)

Polari-
sirung"

M usikunterrich t w ird  je tz t schon genug Total 34 57 10
gefördert. Ja 15 76 9 88

Nein 83 6 11

Die Jugendm usikförderung durch den Bund Total 42 38 21
ist nicht unbedingt besser, aber sicher teurer. Ja 26 50 25 80

Nein 83 6 11

Ergebnis in Prozent online. Deutungsbeispiele: 84%  a lle r S tim m enden (96% der Ja-Stim m enden, 
54% der N ein-Stim m enden] schlossen sich dem ersten A rgum ent an (Jugendliche müssen Zugang 
zu einem hochw ertigen M us ikun terrich t unabhängig vom Fam ilieneinkom m en und dem W ohnkanton 
erhalten], 13% (3% der Ja-Stim m enden, 41 % der Nein-Stim m enden) waren nicht dam it e inve rstan­
den und 3% (2%; 6%) waren unentschieden.
n Total der Stimmenden, die eine A n tw ort gegeben haben = 861 (gewichtet).
* Man sprich t von P olaris ie rung, wenn ein A rgum ent die S tim m berechtig ten spa ltet. Der P o la ris ie ­
rungsgrad is t hoch, wenn ein P ro-A rgum ent von den Ja-Stim m enden m assiv un te rs tü tz t und g le ich­
zeitig von den N ein-Stim m enden deutlich abgelehnt w ird . Um gekehrt ist der P o laris ie rungsgrad 
gering, wenn ein A rgum ent bei allen S tim m enden aus beiden Lagern breite Zustim m ung findet. 100% 
ist die maxim ale P olaris ie rung.
Der P olaris ie rungsgrad w ird  fo lgenderm assen berechnet (bei einem P ro-Argum ent):
Polaris ie rung = ((% Annahme bei den Ja-Stim m enden)*100/(%  Annahme bei den Ja-Stim m enden +% 
Ablehnung bei den Ja-Stim m enden) + ((% Ablehnung bei den Nein-Stirnm enden)*100/(%  Annahme 
bei den N ein-Stim m enden +% Ablehnung bei den Nein-Stim menden)) /  2.
©  Universität Genf /  g fs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen V olksabstim m ung vom 23.09.2012.
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EIDGENÖSSISCHE VOLKSINITIATIVE 
«SICHERES W O H N E N  IM ALTER»

Ausgangslage

2012 stim m te das Schweizer Volk drei Mal über W ohninitiativen ab. Nach zwei Initiativen 
über das Bausparen (die am 11. März und 17. Juni 2012 abgelehnt wurden) kam eine d ritte  
vor das Volk, die verlangte, dass die Besteuerung des E igenm ietwerts fü r Rentnerlnnen m it 
selbst genutztem Wohneigentum abgeschafft w ird. Diese Volksin itiative w ar m it der zweiten 
Bausparinitiative des Hauseigentüm erverbands Schweiz (HEV Schweiz) verbunden. Mit die­
sen beiden Volksinitiativen verfolgten die Initiantlnnen erstens das Ziel, das Wohneigentum 
zu fördern, und zweitens, es bei der Pensionierung zu behalten. Am 23. September 2012 
verw arf das Schweizer Volk die Initiative «Sicheres Wohnen im A lter» m it einer ziem lich 
knappen M ehrheit des Volkes (52.6%) und der Kantone (13.5 gegen 9.5). Rentnerlnnen, die 
ihr Eigenheim dauernd selbst bewohnen, hätten einm alig entscheiden können, ob sie den 
Eigenm ietwert weiterh in  versteuern wollen oder nicht. Wer sich gegen die Besteuerung 
entschied, konnte dann die Schuldzinsen fü r das Eigenheim, die Versicherungspräm ien und 
die Kosten der Verwaltung durch D ritte nicht m ehrvom  steuerbaren Einkommen abziehen. 
Die Initiantlnnen verfo lgten so das Ziel, die Besteuerung des E igenm ietwerts (der als f ik t i­
ves Einkommen betrachtet wird) fü r Rentnerlnnen abzuschaffen, dam it sie ih r W ohneigen­
tum  behalten können und der Schuldenabbau gefördert w ird.

Der Hauseigentümerverband Schweiz tra t recht allein in der Kampagne fü r diese Initiative 
an, die vom Bundesrat und Parlam ent abgelehnt worden war. Während die FDP den Hausei­
gentüm erverband Schweiz bei de rvorherigen Abstim m ung über das Bausparen unterstü tz t 
hatte, em pfahl sie dieses Mal, die Initiative abzulehnen. Damit s te llte  sich die Delegierten­
versam m lung gegen die FDP-Fraktion, welche sich fü r die Initiative ausgesprochen hatte. 
Zudem tra t ein überparte iliches Komitee, das aus der SP, CVP, BDP, den Grünen und der 
EVP bestand, gegen die Initiative an. Einzig die SVP ste llte sich h inter die Hauseigentümer 
und gab die Ja-Parole heraus. Wie bei der vorherigen Abstim m ung scherten einige kanto­
nale Sektionen der FDP, CVP und BDP gegenüber der Landespartei aus und empfahlen, die 
Initiative anzunehmen. A llerd ings w ar die Ausgangslage vie l k la re r als bei der vorherigen 
Abstim m ung. Denn es hatte sich eine breite Front gegen den Hauseigentümerverband ge­
bildet.

Eine erste Umfrage (SRG SSR) ging von einer Annahme der Initiative m it 55% der S tim ­
menden aus. Bei der zweiten Umfrage einige Wochen vor der Abstim m ung w ar dieser Satz 
jedoch auf 46% gesunken. Ausserdem w ar der Ante il Unentschiedener (20%) von August bis 
September unverändert geblieben. Trotz der geplanten befürwortenden Stimmabgabe ver­
w a rf das Schweizer Volk die Initiative «Sicheres Wohnen im A lte r»  am 23. September 2012 
m it einer z iem lich knappen M ehrheit des Volkes (52.6%) und der Kantone (13.5 gegen 9.5).
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Das Profil der Stimmenden

Die Einstufung der Schweizer S tim m berechtigten auf einer L inks-Rechts-Achse fie l bei ih­
rem Stim m entscheid s tä rker ins Gewicht a ls ihre Identifizierung m it einer Partei. Die An­
hängerinnen der Grünen, der Sozialdem okratischen Partei und der G rünliberalen folgten 
der Parole ih rer Partei: In der Anhängerschaft der Grünen nahmen nur 29% die Initiative 
an, bei der Anhängerschaft der SP waren es sogar noch weniger (27%). Einzig SVP-Wäh- 
lerlnnen nahmen die Initiative m ehrhe itlich an (66%) und folgte damit der Empfehlung der 
SPV-Delegiertenversam m lung. Die CVP- und die FDP-W ählerschaft w ar weniger d isz ip li­
niert. Fast die Hälfte (48%) der Anhängerinnen der CVP nahmen die Initiative trotz der Nein- 
Parole dieser Partei an. Bei der FDP-W ählerschaft kam sogar eine M ehrheit fü r die Initiative 
zustande: Entgegen der Parteiem pfehlung nahmen sie 52% der Anhängerinnen an. Für die 
Anhängerschaft dieser beiden Parteien waren die Parte iparolen som it nicht ausschlagge­
bend. Das Ausscheren gewisser Sektionen dürfte  diesbezüglich eine Rolle gespielt haben.

Obwohl die Abstim m ungsem pfehlungen der Parteien keinem Links-Rechts-Schem a fo lg ­
ten, beeinflusste die Positionierung der S tim m berechtigten auf der Links-Rechts-Achse 
ihren Entscheid: Je w e ite r rechts sich die Stimmenden einstuften, desto eher haben sie 
die Initiative angenommen; nur 28% der Stimmenden, die sich links einstufen, haben die 
Initiative angenommen gegenüber m ehr a ls 60% der Stimmenden, die sich w e ite r rechts 
ansiedeln. Personen in der politischen M itte verteilen sich gleichm ässig auf das gegneri­
sche und befürwortende Lager.

Auch die Einstellung zur Rolle des Staates w irk te  sich -  wenn auch geringfügiger -  auf den 
Stimmentscheid aus. Bei jenen, die fü r m ehr staatliche E ingriffe sind, hat nur eine M in­
derheit (37%) die HEV-Initiative angenommen. Um gekehrt nahm eine M ehrheit (57%) der 
Personen die Initiative an, die fü r  eine Deregulierung sind.

Am schwersten fie l der Faktor der Bedeutung «für sich» beim Stim m entscheid ins Gewicht. 
Wer der Abschaffung des E igenm ietwerts eine sehr grosse Bedeutung fü r sich beimass, 
stim m te der Initiative m it fast 80% m ehrhe itlich zu. Umgekehrt wurde diese nur von 6% 
der Personen angenommen, die der Vorlage eine geringe Bedeutung beimassen. Eine m ul- 
tivariate Analyse unter Berücksichtigung a lle r politischen Faktoren ergibt zudem, dass die 
persönliche Bedeutung der m assgeblichste Faktor ist.
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Tabelle 3.1: Initiative «Sicheres Wohnen» -  Stimmverhalten nach politischen Merkmalen
in Prozent der Stimmenden

M erkm ale/Kategorien % Ja n Korretations-
koeffizient"

Total VOX (gewichtet]

Parteiverbundenheit V=.2 « * **

SP -  Sozia ldem okratische Partei 27 143

CVP -  C hris tlichdem okra tische Volkspartei 48 96

FDP. Die Liberalen 52 123

SVP -  Schweizerische Volksparte i 66 64

Grüne Partei (29] 28

G rünliberale (36) 44

Andere Parteien 51 133

Keine Partei 53 232

Einstufung auf der Links-Rechts-Achse V=.26***

Links aussen 28 91

Links 32 171

Mitte 50 268

Rechts 61 140

Rechts aussen 63 95

W ertvorstellung: Staat -  fre ie r W ettbewerb V=.16**»

Mehr Staat 37 150

Gemischt 43 293

Mehr W ettbewerb 57 336

Persönliche Bedeutung

Sehr gering 6 55

Gering 22 158

Moyenne 42 163

M itte l 58 304

Sehr gross 79 133

a In terpreta tion der statis tischen Variablen siehe «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern sind nur ein Trend, da es weniger a ls 50 Fälle sind. Folglich können keine 
sta tistischen Tendenzen daraus abgeleitet werden.
©  U niversitä t G en f/g fs .b e rn : VOX-Analyse der eidgenössischen Volksabstim m ung vom 23.09.2012.

Die soziodemografischen Merkmale haben nur eine untergeordnete Rolle beim Stimmentscheid 
gespielt. Das Alter wirkte sich überhaupt nicht und der Bildungsstand nur sehr gering aus. Auch 
das Ein kommen des Haushaltes hat den Stimmentscheid nuram Rande beeinflusst. Die Wohnver­
hältnisse haben hingegen den Stimmentscheid teilweise geprägt: Wohneigentümerlnnen nahmen 
die Initiative zu 55% an, während diese von den Mieterinnen abgelehnt wurde (37% Ja], Allerdings 
stimmten bei den Wohneigentümerlnnen hauptsächlich ältere Personen für die Initiative. Dieser 
Unterschied unter den Wohneigentümerlnnen ist bei den 60-und über 60-Jährigen signifikant.
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Tabelle 3.2: Init iative «Sicheres Wohnen» -  S tim m verhalten  nach soziodemografischen
M erkm a len  in Prozent der Stimmenden

M erkm ale/Kategorien % Ja n Korrelations­
koeffizient"

Total VOX (gewichtet) 47.5 817

Wohnform V =.20***

W ohneigentum 55 503

Genossenschaft [14] 21

Miete 37 293

Haushaltseinkommen V=.10*

Bis 3000 CHF 59 59

3-5000 CHF 50 174

5-7000 CHF 41 201

7-9000 CHF 46 138

Mehr als 9000 CHF 50 180

a Interpreta tion der statis tischen Variablen siehe «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern sind nur ein Trend, da es weniger als 50 Fälle sind. Folglich können keine 
sta tistischen Tendenzen daraus abgeleitet werden.
©  Universität Genf /  g fs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Volksabstim m ung vom 23.09.2012.
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Wahrnehmung

Inhaltlich wurde die Initiative «Sicheres Wohnen im A lter» vorwiegend über die S teuerthe­
matik, konkret die Besteuerung des E igenm ietwerts, wahrgenom m en (66% der S tim m en­
den haben dieses Thema erwähnt). Die überwiegende M ehrheit der Stimmenden kannten 
also den Inhalt der Vorlage. Die finanziellen Vorteile fü r W ohneigentümerlnnen oder Rent- 
nerlnnen wurden nur von 9% der Stimmenden genannt. Der Schutz des W ohneigentums 
der Renterinnen und die Ungleichste llung der Generationen oder der E igentümerinnen im 
Verhältnis zu den M ieterinnen waren keine zentralen Themen fü r die Stimmenden.

Ein doch erheb licher Teil der Stimmenden (16%) w ar nicht in der Lage, den Inhalt der Vor­
lage zu nennen. Bei den Befragten, die nicht zur Abstim m ung gingen, war dieser Anteil 
deutlich höher (57%).

Tabelle 3.3: Initiative «Sicheres Wohnen» -  Wahrnehmung der Inhalte in Prozent der  
Befragten (nur erstgenannte Argumente)

Wahrnehmung* Total Stimmende Nichtstimmende

% n % n % n

Besteuerung des Eigen­
m ie tw erts

44 662 66 A22 28 239

Finanzielle Vorte ile 9 135 9 55 9 78

Ungleichbehandlung 2 34 3 22 1 12

Schutz des W ohneigentum s der 
Rentner

3 37 4 2A 1 12

Allgem eines 1 9 1 5 1 A

Andere 2 33 2 12 3 21

U nentschieden/keine A n tw ort 40 595 16 102 57 489

Total 100 1501 100 642 100 855

* Die Angaben wurden nach der Stimmbeteiligung gewichtet.
©  Universität Genf /  gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Volksabstimmung vom 23.09.2012.
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Die Stimmmotive

Die Ja-Stimmenden gaben spontan zwei Begründungen fü r ihren Entscheid an: Erstens 
geht eine M ehrheit der Ja-Stim m enden davon aus, dass der E igenm ietwert ein fik tives Ein­
kommen ist, dessen Besteuerung fo lg lich abgeschafft werden muss. Diesen Grund gaben 
53% der Ja-Stim m enden zur Begründung ihres Entscheids an. Stimmende, die der Ansicht 
sind, dass der E igenm ietwert ein fiktives Einkommen ist, betonen tendenziell, dass die Be­
steuerung fü r alle, nicht nur fü r  Rentnerlnnen abgeschafft werden sollte. 8% der Ja-S tim ­
menden nennen die generelle Abschaffung der Besteuerung des E igenm ietwerts a ls Grund 
fü r die Annahme der Initiative. Darunter e rk lä ren viele, dass sie Ja gestim m t haben, w e il sie 
selbst W ohneigentümer sind. Zweitens gaben Ja-Stim m ende finanzielle Gründe fü r ihren 
Stimmentscheid an (Rentnerlnnen finanzie ll besser stellen und so dafür sorgen, dass sie ihr 
Eigenheim behalten können]. Es wurden aber auch allgem einere Gründe genannt: Die In iti­
ative sei positiv fü r  Rentnerlnnen, oder es sei w ichtig, die Besteuerung des E igenm ietwerts 
zu thematisieren.

Bei den Nein-Stimmenden w ar der w ichtigste Grund, dass die Annahme der Initiative zu 
Ungerechtigkeit führe. 43% der Nein-Stim m enden begründeten ihren Entscheid damit, 
dass die Initiative eine Ungleichbehandlung zur Folge hätte. Sie nannten eine Ungleichbe­
handlung der Generationen und der W ohneigentümerlnnen gegenüber den M ieterinnen. Am 
zweithäufigsten wurde die Besteuerung des E igenm ietwerts zur Begründung des Nein-Ent- 
scheids genannt: 19% der Nein-Stim m enden waren der Auffassung, dass zu grosse Steuer­
verluste entstehen, oder dass die Abschaffung der Besteuerung fü r  alle gelten müsste. Mit 
anderen Worten wurde die allgem eine Abschaffung der Besteuerung des E igenm ietwerts 
als Grund fü r den Stim m entscheid sowohl auf Gegner- als auch auf B efü rw orterse ite  an­
geführt. Bei den Ja-Stim m enden nannten ihn 8%, bei den Nein-Stim m enden 5%. Andere 
begründeten ihren Entscheid damit, keine Privilegien fü r Rentnerlnnen schaffen zu wollen 
(11 %), da sie ih rer Ansicht nach schon genug hätten und sie daher nicht ausgebaut werden 
sollten.
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Tabelle 3.4: Initiative «Sicheres Wohnen» -  Stimmmotive (m ehrere  Antworten möglich]

Spontan genannte Stimmmotive Erst­
nennungen

Alle
Nennungen*

% n % n

Ja-Stimmende

Eigenm ietw ert, fik tives Einkommen, Abschaffung 
fü r alle

53 206 77 300

W ohneigentum nach der Pensionierung behalten, 
Finanzen bei der Pensionierung

28 109 42 164

A llgem eines 10 40 16 63

Andere Gründe 3 13 5 19

U nentschieden/keine A n tw ort 5 21 64 246

Total (Ja-Stimmende) 100 388 204 791

Nein-Stimmende

Besteuerung des E igenm ietw erts fü r a lle  abschaffen, 
S teuerausfä lle 19 81 35 148

U ngerechtigkeit, Ungle ichbehandlung E rw erbstä tige / 
Rentner, M ieter/E igentüm er

43 183 59 251

Schon genug P rivilegien fü r Rentner 11 46 15 66

A llgem eines 11 47 14 61

Andere Gründe 8 33 10 45

Unentschieden/keine A n tw ort 9 40 68 291

Total (Ja-Stimmende) 100 429 201 862

* Total m ehr a ls  100% wegen M ehrfachantw orten
©  Universität Genf /  g fs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen V olksabstim m ung vom 23.09.2012.

Pro- und Kontra-Argum ente

Die befragten Personen mussten zu drei Pro- und drei Kontra-Argum enten aus der A b­
stim m ungskam pagne Stellung nehmen und angeben, ob sie damit einverstanden waren 
oder nicht. Obwohl die Initiative abgelehnt wurde, stiessen die Argum ente der Initianten 
bei den Stimmenden auf Anklang. Über 50% der Stimmenden schlossen sich den drei Pro- 
Argumenten an.

55% der Stimmenden hiessen das A rgum ent gut, wegen der gegenwärtigen Besteuerung 
des E igenm ietwerts könnten pensionierte W ohneigentüm erlnnen ih r Eigenheim nicht be­
halten. Die Zustim m ung zu diesem A rgum ent w ar bei den Ja-Stim m enden massiv (81 %), die 
Nein-Stim m enden lehnten es m it einer knappen M ehrheit ab. Das erg ib t einen recht hohen 
Polarisierungsgrad (71 %) beim Argum ent, W ohneigentüm erlnnen könnten ih r W ohneigen- 
tum  bei der Pensionierung verlieren -  dieses hat m it anderen Worten Befürw orterinnen und 
Gegnerinnen ziem lich gespalten.
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Das Argum ent, es sei ungerecht, den E igenm ietwert als fik tives Einkommen zu betrachten, 
hat die Ja-Stimmenden überzeugt (80% sind damit einverstanden], die Nein-Stim m enden 
hingegen gespalten: 41 % schliessen sich dem Argum ent an, 47% lehnen es ab. Noch mehr 
Gegnerinnen der Initiative befürworten das Pro-Argum ent, die jetzige Regelung begünstige 
die Verschuldung. Eine (relative] M ehrheit der Gegnerinnen der Initiative (47%) ist m it die­
sem Argum ent einverstanden und s tim m t m it der überwiegenden M ehrheit der B e fü rw or­
terinnen der Initiative überein, die es zu 74% gutheissen.

Bei den Kontra-Argum enten ist die Verte ilung anders: Zwei der drei Argum ente werden 
von säm tlichen Stimmenden abgelehnt. Einzig m it dem Argum ent, wonach die Initiative zu 
D iskrim inierungen zwischen Generationen und zwischen W ohneigentümerlnnen und Mie­
terinnen führen, sind die meisten Stimmenden einverstanden.

Dem Argum ent, W ohneigentüm erlnnen sollten m ehr Steuern bezahlen, w e il sie finanzi­
e ll besser gestellt seien, stim m en nur 27% der befragten Personen zu. Dieses Argum ent 
spaltet B e fü rw orte r- und Gegnerschaft am wenigsten. Es w ird  m ehrhe itlich sogar von den 
Personen abgelehnt, die Nein gestim m t haben, erst recht von den Befürw orterinnen der 
Initiative (86%). Das A rgum ent im Zusammenhang m it m öglichen Steuerausfällen fü r  Bund 
und Kantone, spaltet die Stimmenden s tä rke r [Polarisierungsgrad: 70%). 68% der Befür­
w orte rinnen der Initiative stim m ten ihm zu, während 54% der Gegnerinnen das Argum ent 
ablehnten. Das A rgum ent betreffend die von der Initiative hervorgerufenen D iskrim in ie run­
gen w ird von den meisten Stimmenden un terstü tzt (55%). Von den Ja-Stim m enden schlos­
sen sich fast die Hälfte diesem Argum ent an und fast 70% der Nein-Stim m enden waren 
ebenfalls damit einverstanden.

Zusammenfassend wurden die Pro-Argum ente von einer M ehrheit der Stimmenden gutge- 
heissen, während die Kontra-Argum ente m it Ausnahme der Ungleichste llung kaum Anklang 
fanden. Diese Tendenz zeichnete sich bereits bei den beiden Um fragen vor der Abstim m ung 
(SRG SSR) ab. Die drei Pro-Argum ente wurden dann schon von einer M ehrheit der Befrag­
ten unterstützt. Die beiden ersten Kontra-Argum ente wurden auch von den befragten Per­
sonen abgelehnt (bei der Umfrage wurde ihnen das Argum ent betreffend D iskrim in ierungen 
nicht vorgelegt). Daraus ergibt sich eine Diskrepanz zwischen dem Abstim m ungsergebnis 
(Ablehnung der Initiative) und der Verteilung der Zustimmung zu den Argum enten (zu Guns­
ten der Initiative). Aus den Ergebnissen zu den Kampagnenargumenten hätte man auf eine 
noch deutlichere Unterstützung der Initiative oder zum indest auf ihre Annahme schliessen 
können. Ausschlaggebend fü r die Ablehnung der Initiative w ar anscheinend das Argum ent 
der D iskrim in ierung zwischen den Generationen und zwischen W ohneigentüm erlnnen und 
M ieterinnen. Für diese Hypothese spricht auch, dass Ungerechtigkeit spontan von 43% der 
Nein-Stimmenden genannt wurde. In der Schweizer Bevölkerung scheint jedenfa lls  der 
Schuldenabbau und die Abschaffung der Besteuerung (im weiteren Sinn) des Eigenm iet­
w e rts  recht breite Zustim m ung zu finden.
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Tabelle 3.5: Initiative «Sicheres Wohnen» -  Akzeptanz der Pro- und Kontra-Argumente
bei den Stimmenden in Prozent

Pro-Argum ente
Einver­
standen

1%)

Nicht einver­
standen 

(%]

Weiss
nicht
1%)

Polari­
sierung’

Wegen der jetzigen Besteuerung des Eigen­
m ietwerts  können es sich pensionierte Wohnei- 
gentüm er nicht m ehr leisten, ih r Eigenheim zu 
behalten, obwohl sie keine Schulden m ehr haben.

Total 55 33 12

Ja 81 16 3 71

Nein 36 51 13

Es ist ungerecht, den E igenm ietw ert a ls fik tives 
Einkommen zu betrachten und entsprechend zu 
besteuern.

Total 57 31 12

Ja 80 16 4 68

Nein 41 47 13

Die jetzige Regelung zum E igenm ietw ert ist dem 
Schuldenabbau nicht fö rde rlich  und begünstigt 
die Verschuldung.

Total 57 28 16

Ja 74 19 7 62

Nein 47 39 14

Kontra-Argum ente
Einver­
standen

1%)

Nicht einver­
standen 

1%)

Weiss
nicht
(%)

Polari­
sierung*

W ohneigentüm erlnnen sind finanzie ll besser 
geste llt und müssen deshalb m ehrS teuern  
bezahlen.

Total 27 66 9

Ja 13 86 2 47

Nein 41 51 9

Bund und Kantone können sich die Steueraus­
fä lle , die die In itia tive nach sich ziehen, nicht 
leisten.

Total 37 46 18

Ja 23 68 9 70

Nein 54 28 18

Die Initia tive fü h rt zu D iskrim in ie rungen zw i­
schen den Generationen und zw ischen W ohnei­
gentüm erlnnen und M ieterinnen.

Total 55 31 14

Ja 47 45 8 62

Nein 68 22 10

Ergebnis in Prozent online. Deutungsbeispiele: 55% a lle r Stimmenden (81 % der Ja-Stim m enden; 
36% der Nein-Stim m enden] waren m it dem ersten A rgum ent einverstanden (Wegen der jetzigen 
Besteuerung des E igenm ietw erts können es sich pensionierte W ohneigentüm erlnnen nicht m ehr 
leisten, ih r W ohneigentum zu behalten, obwohl sie keine Schulden m ehr haben), 33% (16% der Ja- 
Stimmenden und 51 % der Nein-S tim m endenl haben es abgelehnt und 12% [3%; 13%) konnten sich 
nicht entscheiden.
n Total der Stimmenden, die eine A n tw o rt gegeben haben = 817 (gewichtet],
a Man sprich t von P olaris ie rung, wenn ein A rgum ent die S tim m berechtigten spaltet. Der P ola ris ie ­
rungsgrad ist hoch, wenn ein P ro-A rgum ent von den Ja-Stim m enden massiv un te rs tü tz t und g le ich ­
zeitig von den Nein-Stim m enden deutlich abgelehnt w ird . Um gekehrt ist der Polaris ie rungsgrad 
gering, wenn ein A rgum ent bei allen Stim m enden aus beiden Lagern breite Zustim m ung findet. 100% 
ist die maxim ale P olaris ie rung.
Der Polaris ie rungsgrad w ird  folgenderm assen berechnet (bei einem P ro-A rgum entl:
P o laris ie rung = ((% Annahme bei den Ja-S tim m endenl*100/(%  Annahme bei den Ja-Stim m enden +% 
Ablehnung bei den Ja-Stim m enden) + ((% Ablehnung bei den Nein-Stim m enden]*100/(%  Annahme 
bei den Nein-Stim m enden +% Ablehnung bei den Ne in-S tim m enden)! /  2.
©  U niversität Genf /  g fs.bern : VOX-Analyse der eidgenössischen Volksabstim m ung vom 23.09.2012.
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EIDGENÖSSISCHE VOLKSINITIATIVE 

«SC H U TZ VOR PASSIVR AU C H EN »

Ausgangslage

Die d ritte  Vorlage der Volksabstim m ung vom 13. September 2012 w ar die Volksinitiative 
«Schutz vor Passivrauchen», die von der Lungenliga m it Unterstützung der Schweizeri­
schen Herzstiftung, der Krebsliga Schweiz und der FMH lancie rt worden war. Die Initiative 
wo llte  den Schutz der Bevölkerung vor Passivrauchen verstärken, nam entlich indem sie 
vorschrieb, dass «in allen Innenräumen, die als Arbe itsp la tz dienen», nicht geraucht w e r­
den darf [Art. 118c Abs. 2 der Gesetzesvorlage). Das Initia tivkom itee k ritis ie rte  zudem die 
lückenhafte Bundesgesetzgebung bei der Prävention des Rauchens und der negativen Aus­
w irkungen und schlug eine einheitliche Lösung fü r die ganze Schweiz vor. Der In itia tivtext 
sah jedoch Ausnahmen vor: So konnten Restaurants Fumoirs einrichten, sofern niemand 
gezwungen war, do rt zu arbeiten.

Gegenwärtig bestehen erhebliche Unterschiede zwischen den Kantonen beim Schutz vor 
Passivrauchen. Das Bundesgesetz sorgt fü r einen m inim alen Schutz, doch gewisse Kantone 
haben in den letzten Jahren Vorschriften zur Verstärkung des Schutzes vor Passivrauchen 
im Gastgewerbe erlassen: Sieben dieser Kantone (AR, BE, GR, SO, UR, TI und ZH) verbieten 
Raucherbetriebe, erlauben aber eine Bedienung in den Fumoirs, während die anderen acht 
Kantone (BL, BS, FR, GE, NE, SG, VD und VS] weder Raucherlokale noch den Einsatz von 
Arbeitnehm erlnnen in Fumoirs gestatten. Für diese acht Kantone hätte das Inkrafttre ten 
der Initiative keine wesentlichen Änderungen verursacht.

Für die Gegner der Volksinitiative -  allen voran den Bundesrat und das Parlam ent -  war 
die geltende Gesetzgebung, ein in den Räten ausgehandelter Kom prom iss, bei weitem aus­
reichend als Schutz der Bevölkerung vor Passivrauchen. Zudem untersagt das geltende 
Gesetz das Rauchen in geschlossenen Räumen, die m ehreren Personen als Arbeitsplatz 
dienen (Unternehmen und Büros, Hotels und Gastronomiebetriebe, öffentliche Verkehrs­
m itte l, Schulen usw.). Danach sind auch Ausnahmen möglich wie gesonderte Raucherräu­
me (Fumoirs), und die Kantone können strengere Regelung erlassen.

Politisch erh ie lt die Initiative auf Bundesebene Unterstützung von den Grünen und der SP 
(sowie der EVP), während sich die M itte-Rechts-Parte ien (CVP, FDP, BDP, Grünliberale) und 
die Rechtskonservative (SVP) wie der Bundesrat und das Parlam ent dagegen aussprachen. 
In den Wochen vor der Abstim m ung schwand die Unterstützung fü r die Volksinitiative: Die 
beiden SRG-SSR-Umfragen ergaben, dass sie sechs Wochen vor der Abstim m ung noch von 
59% der Schweizerinnen unterstü tzt wurde (5% Unentschiedene) und der Anteil der Befür­
w orterinnen zwei Wochen vorher nur noch ca. 41% (7% Unentschiedene] betrug. Am 23. 
September 2012 wurde die Volksinitiative m it 66% der Stimmenden sowie allen Kantonen 
und Halbkantonen m it der Ausnahme von Genf eindeutig abgelehnt.
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In fünf der acht Kantone, die bereits die gleiche Regelung wie die Initiative haben (BL, BS, 
FR, GE, NE, SG, VD und VS] w ar der Ante il Ja-Stim m ende le icht über dem Landesdurch­
schnitt. Der Kanton Genf hat als Einziger die Volksin itiative angenommen, was verm utlich 
auf die belastete Vorgeschichte der kantonalen Gesetzgebung zum Passivrauchen zurück­
zuführen is t5.

5 Auf das Ink ra fttre ten  des Genfer Gesetzes über das Rauchverbot (LIF, Loi sur l'in te rd ic tion  de fum er), 
am 31. Oktober 2009 fo lg te  eine konfuse Periode, w ährend der das Rauchen in öffentlichen Betrieben 
Ende 2009 zuerst verboten wurde, was eine V olksabstim m ung am 2k. Februar 2010 bestätigte, dann 
im Juni 2010 w ieder e rlaub t und Ende 2010 w ieder verboten wurde. Diese paradoxe Situation füh rte  zu 
e iner breiten ö ffentlichen Diskussion darüber, ob V orschriften erlassen werden sollten oder nicht. Das 
könnte auch erk lä ren , w arum  die G en ferS tim m berechtig ten der V o lksin itia tive eherzugestim m t haben 
als jene in anderen Kantonen.
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Das Profil der Stimmenden

Obwohl die Vorlage inha ltlich nicht besonders ideologisch oder parte ipolitisch geprägt war, 
zeichnen sich bei der Analyse des Profils  der Stimmenden re la tiv  klare Tendenzen ab. Der 
S timmentscheid zur Initiative gegen das Passivrauchen lässt sich anhand der Einstufung 
der Befragten auf der Links-Rechts-Achse insgesam t gut erklären: Der Ja-S tim m en-Ante il 
s inkt nahezu linear, je we iter man auf der Achse vom linken Ende (49% Ja) zum rechten 
(26% Ja) rückt. Trotzdem kom m t die Initiative nicht auf eine Mehrheit. Die Untersuchung der 
Parteiverbundenheit lässt einen ähnlichen Schluss zu. Auch hier ist der Anteil S tim m be­
rechtigter, die die Initiative angenommen haben, höher bei Personen, die einer L inksparte i 
angehören (40% der SP-Anhängerschaft), und tie fe r bei Anhängerinnen von Rechtsparteien 
(27% der FDP-Anhängerlnnen, 18% der SVP-Anhängerlnnen). Dieses Ergebnis s tim m t m it 
den Parteiparolen überein. Abgesehen von den 60% der Anhängerinnen der Grünen, die 
der Initiative zugestim m t haben -  ein Trend, der wegen ih rer geringen Anzahl ve rfä lscht 
ist -  wurde die Volksin itiative von keiner der nach Parte iverbundenheit gebildeten Gruppen 
angenommen.

Auch die Einstufung der befragten Personen in Bezug auf verschiedene Werte scheint ihren 
Stimmentscheid teilweise zu erklären. Personen, die fü r  die Abschaffung der Armee, staat­
liches Eingreifen gegenüber dem freien W ettbewerb und eine Zentra lis ierung der S taats­
gewalt zu Gunsten des Bundes sind, stim m ten der Initiative häufiger zu, auch wenn diese in 
absoluten Zahlen nie angenommen wurde. Diese W erte w irken sich signifikant, aber re lativ 
mässig aus. Sie decken sich auch zu einem grossen Teil m it ideologischen Überlegungen, 
denn die Werte hängen stark m it der Links-Rechts-E instufung der befragten Personen zu­
sammen. Die W irkung der Werte ist geringer, wenn man die ideologische Einstufung der be­
fragten Person ko n tro llie rt (gewählte Partei und Einstufung auf der Links-Rechts-Achse).

37



Tabelle 4.1: Initiative Passivrauchen -  Stimmverhalten nach politischen Merkm alen  
in Prozent der Befragten

M erkm ale/Kategorien % Ja* N Korrelationskoeffizient“

Total VOX (gewichtet) 33.7 902

Einstufung auf der Links-Rechts-Achse V=.14**

Links aussen 49 106

Links 37 182

Mitte 32 301

Rechts 28 148

Recht aussen 26 106

Parteiverbundenheit V=.21***

SP -  Sozialdem okratische Partei 40 162

CVP -  C hris tlichdem okra tische Volkspartei 37 100

FDP. Die Liberalen 27 135

SVP -  Schweizerische Votkspartei 18 76

Grüne Partei (60) 30

Grünlibera le (41) 44

Andere Partei 33 103

Keine Partei 33 251

W ertvorstellung: Arm ee V=.14***

Mehr Staat 45 166

Geteilte Meinung 35 317

Den Kantonen 27 368

W ertvorstellung: Mehr Macht dem Bund statt den Kantonen V=.13***

Dem Bund 42 233

Geteilte Meinung 33 331

Den Kantonen 27 278

■ Interpreta tion der statis tischen Variablen siehe «Zur Methode».
Die Zahlen in K lam m ern sind nur ein Trend, da es w eniger a ls 50 Fälle sind. Folglich können keine 
statis tischen Tendenzen daraus abgeleitet werden.
©  Universität Genf /  gfs.bern : VOX-Analyse der eidgenössischen Volksabstim m ung vom 23.09.2012.

Der soziodemografische Faktor, der den Stimmentscheid zur Volksinitiative «Schutz vor Pas­
sivrauchen» am stärksten beeinflusst hat, ist die Frage, ob die befragte Person Raucher oder 
N ichtraucher ist. Während rund 41 % der N ichtraucher die Initiative angenommen haben (ca. 
7% mehr als der Landesdurchschnitt), stim m ten nur 8% der Raucherinnen Ja. Das veran­
schaulicht deutlich, dass persönliche Gründe (insbesondere Gewohnheiten im Zusammen­
hang m it dem Rauchen) eine erhebliche Rolle beim Stimmentscheid spielten. Wie die Analyse 
der spontan genannten Gründe fü r den Stimmentscheid zeigt, erachtete ein erheblicher Teil 
der Bevölkerung allgemeine Gründe (Wirkung der Initiative auf die Gesellschaft allgemein) als 
zweitrangig im Verhältnis zu persönlichen Überlegungen bei der Ablehnung des Rauchens.
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Der Ja-S tim m en-Ante il ist bei Personen m it einem hohen Bildungsstand sowie bei jüngeren 
Personen grösser (ohne jedoch auf 50% zu kommen]. Ausgenommen in der Kategorie der 
18- bis 29-Jährigen, die in unserem M uster untervertre ten waren, steigt der Nein-Stim m en- 
Ante il m it zunehmendem A lte r der befragten Person. Bei den 30- bis 39-Jährigen nahmen 
4-4% die Initiative an, bei Personen ab 70 beträgt dieser Anteil nur 24%.

In der Westschweiz wurde ausserdem die Volksin itiative häufiger angenommen als in der 
Deutschen Schweiz. Das s tim m t m it der Festste llung überein, dass alle W estschweizer 
Kantone zu jenen Kantonen gehören, die eine strengere Regelung gegen Passivrauchen 
haben, was der Initiative wohl zugutekam. Zum Geschlecht, Zivilstand oder dem W ohnort 
(Stadt-Landl konnte keine spürbare oder s ignifikante W irkung auf den Stimmentscheid 
nachgewiesen werden.

Tabelle 4.2 : Initiative Passivrauchen -  Stimmverhalten nach politischen Merkmalen in 
Prozent der Befragten

M erkm ale/Kategorien % Ja* n Korrelationskoeffizient"

Total VOX (gewichtet) 33.7 902

Raucher V = .28***
Nein 41 692

Gelegentlich (17) 47

Ja 8 161

Bildung V=.15***
Hoher B ildungsstand 40 498

M ittle re r B ildungsstand 28 365

N iedriger B ildungsstand (13) 40

Alter V=.13**
18 bis 29 Jahre (38) (42)

30 bis 39 Jahre 44 118

40 bis 49 Jahre 38 153

50 bis 59 Jahre 35 194

60 bis 69 Jahre 31 209

70 Jahre und darüber 24 186

Landesteil < II O 00 *

Deutsche Schweiz 32 687

Westschweiz 39 184

Tessin (48) (29)

■ Interpreta tion der statis tischen Variablen siehe Methode
Die Zahlen in K lam m ern sind nur ein Trend, da es w eniger a ls 50 Fälle sind. Folglich können keine 
sta tistischen Tendenzen daraus abgeleitet w erden.
©  Universite de Geneve/ gfs.bern : VOX-Analyse der eidgenössischen Volksabstim m ung vom 23.09.2012.

39



Fazit: Der Stim m entscheid des Schweizer Stimmvolkes zur Volksinitiative «Schütz vor 
Passivrauchen» lässt sich anhand von soziodemografischen Faktoren kaum erklären. Die 
m ultivaria te Analyse (logistische binom iale Regression]6 bestätigt, dass die Tatsache, ob 
jemand Raucher oder N ichtraucher ist, der Faktor ist, der sich am stärksten auf den S tim m ­
entscheid ausw irkt, selbst wenn man dies anhand a lle r anderen [soziodemografischen und 
politischen] Faktoren kon tro llie rt.

W ahrnehmung

Die Initiative w ar von der Lungenliga lanc ie rt und von anderen Verbänden aus dem Gesund­
heitswesen (Schweizerische Herzstiftung, Krebsliga Schweiz und FMH] unterstü tzt worden. 
Dabei legte die Kampagne den Schwerpunkt auf die Gefahren des Passivrauchens. U nter­
sucht man, wie der Inhalt der Vorlage von den Schweizer S tim m berechtigten wahrgenom ­
men wurde, s te llt man fest, dass Gesundheitsfragen wie der Schutz vor dem Rauchen nur 
von einem kleinen Teil der befragten Personen (8%, 11 % der Stimmenden und 6% der Nicht- 
stimmenden] erwähnt wurden. Die befragten Personen sprachen vor allem  die Frage eines 
klareren Rauchverbots an (46%, 54% der Stimmenden und 39% der N ichtstim m en den]. Der 
zweite w ichtige Faktor der Initiative, der Harm onisierungsbedarf bei den Vorschriften zum 
Passivrauchen auf nationaler Ebene, der im Abstim m ungskam pf sehr präsent war, wurde 
von 27% der Befragten genannt. Dieses Argum ent wurde vor allem  von den Raucherinnen 
angeführt.

Rund eine befragte Person von sechs (d. h. 16%) w ar nicht in der Lage, den Inhalt der V orla ­
ge zu beschreiben -  ein re la tiv hoher Prozentsatz angesichts der re la tiv einfachen Vorlage 
und des eindeutigen Titels. Bei den Personen, die sich der Stimme enthielten, beträgt der 
Anteil Personen, die den Inhalt nicht beschreiben konnten, ungefähr ein V iertel.

6 M itd iesem  Modell kanndie  W irkung e iner Variable (zum Beispiel ob jem and Raucher ist oder nicht) auf 
das Phänomen berechnet werden, das man e rk lä ren  w ill (h ier die Annahme der Volksin itia tive «Schutz 
vor Passivrauchen») bei gleich b leibender W irkung a lle r anderen Faktoren. Damit kann die kom binierte 
W irkung k o n tro llie r t werden (zum Beispie l wenn Personen m it einem höheren B ildungsstand auch 
jene m it einem höheren Einkommen sind) und es w ird  der Faktor m it der grössten Ausw irkung auf den 
S tim m entsche id e rm itte lt.
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Tabelle U.3: Initiative Passivrauchen -  Wahrnehmung des Inhalts  in Prozent  
der befragten Personen (nur Erstnennungen)

Wahrnehmung* Total Stimmende Nichtstimmende

% n % n % n

Klareres Rauchverbot 46 685 54 345 39 336

Schutz vor Passivrauchen 8 122 11 72 6 51

Deutlichere Regelung, 
Harmonisierung

27 410 27 173 28 235

Sonstige Antworten 4 55 4 24 4 31

Keine Antwort, weiss nicht 16 233 4 28 24 202

Total 100 1504 100 641 100 855

* Die Angaben wurden nach der Stimmbeteiligung gewichtet.
©  Universität Genf /  gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Volksabstimmung vom 23.09.2012.



Die Stimmmotive

Das w ichtigste, von den befragten Ja-Stim m enden genannte S tim m m otiv be trifft -  log i­
scherweise -  die Verhütung der schädlichen W irkung des Passivrauchens (46% der E rst­
nennungen und 79% a lle r Nennungen). Dieser Grund wurde von N ichtraucherlnnen ebenso 
logisch s tä rker betont als von den (wenigen) Raucherinnen, die der Initiative zustimmten. 
Der zweite w ichtige Grund fü r die Annahme der Initiative w ar die persönliche Ablehnung des 
Rauchens (und vor a llem  des störenden Geruchs): 28% der Erstnennungen (43% a lle r Nen­
nungen zusammen) gehen auf dieses Stimmmotiv. Auch dieser Grund ist vie l häufiger bei 
den N ichtraucherlnnen. Nur 16% der Erstnennungen (25% a lle r Nennungen) betreffen die 
Bedeutung, die Gesetzgebung zu harm onisieren, als Grund fü r die Annahme der Initiative. 
Dieses Argum ent wurde vor allem  von den Raucherinnen genannt (43% a lle r Nennungen 
gegenüber 24% bei den N ichtraucherlnnen, Ergebnisse nicht dargestellt). Die Initiantlnnen 
weisen zu Recht darauf hin, «dass die S tim m bürgerinnen und S tim m bürger beim Schutz vor 
Passivrauchen keine einheitliche Regelung wünschen»7. Die Initiative wurde von Volk und 
Ständen abgelehnt und dieses A rgum ent kam selbst bei jenen, die dafür gestim m t hatten, 
nicht gut an.

Bei den Nein-Stim m enden dom inierten als S tim m m otiv die Befürchtung, die persönliche 
Freiheit werde eingeschränkt, und die Ablehnung übertriebener Verbote (40% der Erstnen­
nungen und 74% a lle r Nennungen zusammen), wobei die Raucherinnen diesen Grund häufi­
ger nannten. Häufig wurde als Argum ent angeführt, dass die Initiative überflüssig sei, da die 
gegenwärtigen Vorschriften bei weitem ausreichten (40% der Erstnennungen und 55% a lle r 
Nennungen zusammen). Sonstige Gründe fü r die Ablehnung der Initiative (D iskrim inierung 
der Raucher, m ögliche Verluste fü r  das Gastgewerbe) wurden von den befragten Personen 
kaum genannt.

7 P ressem itte ilung des In itia tivkom itees nach der Veröffentlichung der A bstim m ungsergebnisse vom 
23.02.2012 (e insehbar un ter fo lgender Adresse: h ttp ://ra u ch fre i-ja .ch ).
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Tabelle 4 .4:  Initiative «Schutz vor Passivrauchen» -  Stimmmotive (m ehrere Antworten  
möglich)

Spontan genannte Stimmmotive Erstnennungen Alle Nennungen

% n % n

Ja-Stimmende

Persönlich gegen Rauchen (N ichtraucher, Gestank] 28 84 43 131

Prävention, Gesundheit, Schutz vor Passivrauchen 46 139 79 241

Harm onisierung der Gesetzgebung, Regelung 16 48 25 74

A llgem eine Gründe fü r das Ja 6 17 13 14

Andere Gründe fü r das Ja 4 11 5 14

Weiss n ic h t / keine A ntw ort 2 6 19 45

Total 100 304 184 557

Nein-Stimmende

Initiative überflüssig  (jetzige Regelung ausreichend, 
Initiative geht zu weit]

40 240 55 329

Einschränkung der Freiheit, gegen zu viele Verbote 40 241 74 443

Persönliche Gründe (Raucher, W irt) 9 54 14 81

D iskrim in ie rung der Raucher 5 28 9 55

Würde der W irtscha ft (Gastgewerbe) schaden 2 11 7 39

A llgem eine Gründe fü r das Nein 1 7 4 23

Andere Gründe fü r das Nein 2 12 3 19

Weiss nicht /  keine A n tw ort 1 5 50 297

Total 100 598 215 1286

* Total m ehr als 100% wegen M ehrfachantworten
©  Universität Genf /  gfs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen Volksabstim m ung vom 23.09.2012.

Pro- und Kontra-Argum ente

Die politische Kampagne zu dieser dritten  Vorlage w ar in den Wochen vor der Volksabstim ­
mung vom 23. September 2012 nur massig intensiv. A llerd ings wurden von beiden Lagern 
zur Begründung ih re r Stim m parole zahlre iche Argumente genannt. In der nachstehenden 
Tabelle ist die E instellung der befragten Personen zu drei Argum enten der beiden Lager 
(pro und kontra] sowohl global als auch in Bezug auf ihren Stim m entscheid dargeste llt.

Das erste Pro-Argum ent hebt die Bedeutung einer einheitlichen, landesweiten Lösung her­
vor. Die Unterstützung dafür w ar bei allen Stimmenden hoch (67%), bei den Ja-Stimmenden 
sehr hoch (86%) und sogar noch m ehrhe itlich bei den Nein-Stimmenden (58%]. Folglich po­
la ris ie rte  dieses Argum ent die B efü rw orter und Gegner der Initiative nicht. Auch das zweite 
P ro-Argum ent (ein Rauchverbot in Restaurants ist die beste Prävention fü r die schädlichen 
Auswirkungen des Rauchens) wurde von den Ja-Stimmenden s ta rk  unterstü tzt (75%), aber 
auch von einer M ehrheit Nein-S tim m ender (55%). Am stärksten gespalten hat die S tim ­
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menden das Argum ent, der jetzige Schutz der Angestellten sei ungenügend: 61 % der Ja- 
Stimmenden und nur 15% der Nein-Stim m enden schlossen sich dem Argum ent an.

Die drei Kontra-Argum ente po laris ie rten die befragten Pesonen leicht, und zwei dieser A r­
gumente wurden von Nein-Stim m enden genauso wie von Ja-Stim m enden stark un terstü tzt. 
Wären sie bei der Abstim m ung ih re r E inste llung zu den Argum enten gefolgt, wäre das Nein 
zur Initiative noch deutlicher ausgefallen. Das Argum ent, wonach das geltende Gesetz ein 
guter Kom prom iss sei, wurde von 86% der Nein-Stimmenden, aber auch von 57% der Ja- 
Stimmenden un terstü tzt. Dem zweiten A rgum ent (wer alle in in einem Raum arbeitet, soll 
weiterh in  rauchen dürfen) schlossen sich 91 % der Nein-Stim m enden, aber auch 68% der 
Ja-Stim m enden an. Mit dem dritten  A rgum ent schliesslich (kantonale Eigenheiten werden 
nicht berücksichtigt] w ar ungefähr die Hälfte der befragten Personen fast unabhängig von 
ihrem  Stim m entscheid einverstanden [51% der Nein-Stimmenden und 46% der Ja-S tim - 
menden). Zu diesem Argum ent gab es von den sechs vorgelegten Argumenten am meisten 
Personen, die sich nicht entscheiden konnten (15 bis 20%).
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Tabelle 4.5: Initiative «Schutz vor Passivrauchen»- Akzeptanz der Pro- und Kontra-  
Argumente bei den Stimmenden in Prozent

Pro-Argum ente
Einver­
standen

1%)

Nicht einver­
standen 

1%)

Weiss
nicht
1%)

Polari­
sierung*

Man sollte  die unterschiedlichen kantonalen Total 67 30 3
Vorschriften durch eine einheitliche gesamt­ Ja 86 10 4 65
schweizerische Regelung ersetzen. Nein 58 40 2

Ein Rauchverbot in den Restaurants ist der Total 62 35 3
beste Schutz vor den schädlichen Ausw irkungen Ja 75 22 3
des Rauchens. Nein 55 43 3 61

Der jetzige Schutz vor Passivrauchen fü r Total 31 59 10
Angeste llte  is t ungenügend. Ja 61 29 11 76

Nein 15 76 9

Kontra-Argumente
Einver­

standen
1%)

Nicht einver­
standen 

1%)

Weiss
nicht
1%)

Polari­
sierung"

Das geltende Gesetz is t ein gu ter Kom prom iss Total 76 22 2
zwischen pe rsönlicher Freiheit und Gesund­ Ja 57 40 4 64
heitsschutz. Nein 86 13 1

Wer a lle in in einem Raum arbe ite t w ie ein Total 83 16 2
Lastwagenchauffeur in der Fahrerkabine, so ll Ja 68 29 3 61
w eiterh in  das Recht haben zu rauchen. Nein 91 8 2

Mit der neuen, vorgeschlagenen Lösung werden 
die kantonalen Besonderheiten nicht berück­
sichtigt, die Initiative is t nicht m it dem G rund­
satz des Föderalism us zu vereinbaren.

Total 49 33 19

Ja 46 41 14 55

Nein 51 30 19

Ergebnis in Prozent online. Deutungsbeispiele: 67% a lle r S tim m enden [86% der Ja-Stim m enden, 
58% der N ein-Stim m enden] schlossen sich dem ersten A rgum ent an [Man sollte  die un tersch ied­
lichen kantonalen V orschriften durch eine e inhe itliche gesam tschweizerische Regelung ersetzen), 
30% [10% der Ja-Stim m enden, 40%  der N ein-Stim m enden) waren nicht dam it einverstanden und 3% 
[4%; 2%) waren unentschieden.
n Total der S timmenden, die eine A ntw ort gegebenhaben = 900 (gewichtet).
8 Man sprich t von P olaris ie rung, wenn ein A rgum ent die S tim m berechtig ten spaltet. Der P o la ris ie ­
rungsgrad ist hoch, wenn ein P ro-A rgum ent von den Ja-Stim m enden m assiv un te rs tü tz t und g le ich ­
zeitig von den N ein-Stim m enden deutlich abgelehnt w ird . U m gekehrt ist der P o laris ie rungsgrad 
gering, wenn ein A rgum ent bei allen S tim m enden aus beiden Lagern bre ite Zustim m ung findet. 100% 
ist die m axim ale P olaris ie rung.
Der P o laris ie rungsgrad w ird  fo lgenderm assen berechnet [bei einem Pro-A rgum ent):
P olaris ie rung = [(% Annahme bei den Ja-Stim m enden]*100/(%  Annahme bei den Ja-Stim m enden +% 
Ablehnung bei den Ja-S tim m endenI + ((% Ablehnung bei den N ein-S tim m enden)*100/1% Annahme 
bei den Nein-Stim m enden +% Ablehnung bei den Nein-Stim menden)) /  2.
©  U niversitä t Genf /  g fs.bern: VOX-Analyse der eidgenössischen V olksabstim m ung vom 23.09.2012.
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ZUR METHODE

Die Ergebnisse von VOX 108 beruhen auf der Analyse der Volksabstim m ung vom 23. Sep­
tem ber 2012. Das Forschungsinstitu t gfs.bern füh rte  die Befragung durch und die Abteilung 
fü r Politikw issenschaft und in ternationale Beziehungen (DSPRI) der Universität Genf ana­
lysierte die erhobenen Daten. Die Daten wurden anhand von standard isierten Telefoninter­
views erhoben, die im Schnitt rund 22 Minuten dauerten (7% der Interviews dauerten über 
30 Minuten und fast 55% weniger als 20 Minuten) und von 69 Befragerinnen von zu Flause 
aus durchgeführt wurden. Das Forschungsinstitu t gfs.bern besass dabei als K on tro llins ti- 
tu t die M öglichkeit, die Interviews ohne Vorankündigung zu beaufsichtigen.

Die Untersuchung beruht auf einer repräsentativen Befragung, die in der ganzen Schweiz 
innerhalb von zwei Wochen nach der Volksabstim m ung durchgeführt wurde. Die S tichpro­
be um fasst 1501 stim m berechtigte Personen und die Stichprobenziehung erfo lgte in einem 
dreistufigen Zufa llsverfahren -  Landesteile (nach einer proportionalen Einteilung aufgrund 
der am tlichen S tatistik von 2000), Haushalte (anhand des Telefonbuchs der Swisscom) und 
in diesen Haushalten lebende Personen (nach dem «Prinzip des Geburtsdatums»), wobei 
53.3% der Personen dieserS tichprobe aus der Deutschschweiz, 26.7% aus der Westschweiz 
und 20% aus der italienischen Schweiz stam m en (ungewichtet).8

Mit einer Ziehung im Zufallsverfahren und einer Verteilung der Prozentwerte von 50:50 e r­
gibt sich bei unserer Stichprobe von 1501 Personen eine Fehlerm arge von rund + /-±2.4% 
m it einer P lausib ilitä tsschw elle  von 95%. Die Fehlermarge, die bei 2% bis 3% liegt, gibt an, 
inwiefern die Schlussfolgerungen der Untersuchung richtig sind. Sie nim m t zu, wenn die 
Stichproben klein sind (z. B. wenn eine Analyse durch zu viele fehlende Daten beeinträchtigt 
oder nur an einem Teil der Stichprobe durchgeführt wird). Sie n im m t ab, wenn die Differenz 
zwischen den Prozentwerten grösser ist -  z. B. bei einem Ergebnis von 70%:30%. Vorsicht 
bei der Interpretation der Daten ist do rt geboten, wo die Subsamples klein sind und die 
Verteilung der Prozentwerte zugleich ausgeglichen ist. In solchen Fällen können aufgrund 
des grösseren S tichprobenfehlers keine Aussagen über M ehrheitsverhältnisse gemacht 
werden.

Die Bestim m ung der P lausib ilitä tsschw elle  beruht auf dem Chi-Quadrat-Unabhängigkeits- 
test. Dabei bedeutet * eine P lausib ilitä t von unter 0.05, ** von unter 0.01 und ** *  von unter 
0.001. Beträgt die P lausib ilitä t m ehr als 5%, bedeutet der Verm erk n.s., dass der Koeffiz i­
ent nicht signifikant ist. Die Korre lationen werden anhand des Koeffizienten V nach Cram er 
in te rpre tie rt: 1 steht fü r eine völlige Übereinstim m ung zwischen den beiden Variablen; 0 
steht, wenn gar keine Übereinstim m ung zwischen den Variablen besteht. Steht in einer Ta­
bellen eine Zahl in K lam m ern, bezeichnet sie Kategorien, in denen weniger als 50 Fälle 
e rfasst wurden: Diese sind vorsichtig zu interpretieren.

8 Für weitere  E inzelheiten siehe technischer B ericht von gfs.bern.
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Im Rahmen unserer Studie setzten w ir bei den Analysen des Stim m verhaltens der Be­
fragten (soziodemografisches und politisches Profil, Gründe fü r den Stim m entscheid und 
Haltung zu den w ichtigsten Kampagnenargumentenl und bei der Analyse der S tim m be­
teiligung (soziodemografische, politische und kognitive Faktoren) Gewichtungsfaktoren 
ein. Diese Gewichtungsfaktoren werden von gfs.bern bere itgeste llt und kommen in den 
VOX-Analysen seit der Abstim m ung vom 21. Mai 2000 (VOX 70) zum Einsatz.

A7


